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i.V. Johann Gschwandtner
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Ausfertigung der Verhandlungsschrift:
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	Beschlussfassung der Kassen-, Haushalts-, Vermögens- und Schuldenrechnung der Gemeinde Engerwitzdorf sowie der Gemeinde KG „Verein zur Förderung der Infrastruktur der Gemeinde Engerwitzdorf und COKG“ für das Jahr 2010 auf Grundlage des Berichtes des Prüfungsausschusses vom 28.02.2011
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	b
	Beschlussfassung der Kassen-, Haushalts-, Vermögens- und Schuldenrechnung für das Jahr 2010 der Gemeinde KG "Verein zur Förderung der Infrastruktur der Gemeinde Engerwitzdorf & COKG"
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	d
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	Ankauf eines LAST (Kleinlastkraftfahrzeuges) für die FF. Treffling; Beschlussfassung

	14
	
	Beitritt zum Gemeindeverband INKOBA; Grundsatzbeschlussfassung; Beschlussfassung

	15
	
	§ 15 Liegenschaftsteilungsgesetz; Grundabtretung und Grunderwerb im Bereich der  Parzelle 2712/3 und 2712/2, KG. Engerwitzdorf (öffentliches Gut) und Parzelle 2117, KG. Engerwitzdorf (******); Beschlussfassung

	16
	
	Abwasserbeseitigungsanlage Engerwitzdorf; BA 13; Dienstbarkeitsvertrag mit ******; Beschlussfassung

	17
	
	Ansuchen von den Liegenschaftsbesitzern Herr ******; ******; Fam. ******und Fam. ******um einen  Kostenbeitrag für die Bodensicherungsmaßnahmen bei Ihren Liegenschaften; Beschlussfassung
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	****** und ******, 4209 Engerwitzdorf; Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010 betreffend die Vorschreibung einer ergänzenden Wasserleitungsanschlussgebühr  für die Errichtung eines Carports; Beschlussfassung

	24
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	Flächenwidmungsplan Nr. 5/2002, Änderung Nr. 104 (Kleiß-Nord); Baulandsicherungsvertrag; Beschlussfassung

	29
	
	******, 4209 Engerwitzdorf; Ansuchen um Erstellung eines Bebauungsplanes für die Liegenschaften Gallusweg 2 und 4; Grundsatzbeschlussfassung

	30
	
	Bebauungsplan Nr. 38 "Oberreichenbach - ******" - Aufhebung; Beschlussfassung 

	31
	
	******,4209 Engerwitzdorf; Ansuchen um Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 "Schweinbach" betreffend die straßenseitige Baufluchtlinie im Bereich der Flußgasse; Grundsatzbeschlussfassung

	32
	
	Organisation einer Sommerbetreuung während der Ferienzeiten; Beschlussfassung

	33
	
	Erhöhung des Kostenersatzes für Essen auf Rädern ; Beschlussfassung

	34
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	35
	
	Ansuchen des oö. Familienbundes um Unterstützung für 2011; Beschlussfassung

	36
	
	Bericht des Bürgermeisters

	37
	
	Allfälliges


Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass

a) die Sitzung von Bürgermeister Johann Schimböck einberufen wurde;

b) die Verständigung hiezu an alle Mitglieder zeitgerecht schriftlich am 04.03.2011 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist; die Abhaltung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tag öffentlich kundgemacht wurde;

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist;

d)
die Verhandlungsschrift über die Sitzung vom 16.12.2010 bis zur heutigen Sitzung während der Amtstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung noch aufliegt und gegen die Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.

Weiters führt der Vorsitzende aus, dass die Abstimmung gemäß § 51 Abs. 3 O.ö. GemO. 1990 durch Erheben der Hand zu erfolgen hat, sofern gesetzliche Bestimmungen keine andere Art der Abstimmung vorsehen bzw. der Gemeinderat keine andere Art der Abstimmung beschließt.

Der Bürgermeister berichtet, dass die Punkte 5c, 7 und 25 von der Tagesordnung abgesetzt werden. 
GREM Andreas Naderer wird angelobt.

Daraufhin unterbricht der Bürgermeister zur Abhaltung der Fragestunde die Sitzung.

Nachdem keine Anfragen an die Mitglieder des Gemeinderates gestellt werden, setzt der Vorsitzende um 19:10 Uhr die öffentliche Sitzung fort. 

	1.
	Beschlussfassung der Kassen-, Haushalts-, Vermögens- und Schuldenrechnung der Gemeinde Engerwitzdorf sowie der Gemeinde KG "Verein zur Förderung der Infrastruktur der Gemeinde Engerwitzdorf und COKG" für das Jahr 2010 auf Grundlage des Berichtes des Prüfungsausschusses vom 28.02.2011

	
	 

	1a.
	Beschlussfassung der Kassen-, Haushalts-, Vermögens- und Schuldenrechnung für das Jahr 2010 der Gemeinde Engerwitzdorf

	
	 


GRM Mag. Höfer berichtet, gemäß §§ 92 und 93 der OÖ. Gemeindeordnung ist der Rechnungsabschluss vor Vorlage an den Gemeinderat zur öffentlichen Einsicht aufzulegen bzw. vom Prüfungsausschuss zu behandeln. Den Gemeindefraktionen wurde die gewünschte Anzahl von Rechnungsabschlussexemplaren in gedruckter Form am 7. Februar 2011 zur Verfügung gestellt sowie mit der Auflage im Gemeinde-Intranet online gestellt.

Eckdaten des Rechnungsabschlusses für das Finanzjahr 2010

a) Gebarungsvolumen

Der Jahresabschluss 2010 weist ein Gebarungsvolumen von

€
11.997.938,88
im ordentlichen Haushalt und

€
981.175,40
im außerordentlichen Haushalt

somit
€
12.979.114,28
auf.

Der ordentliche Haushalt konnte mit einer Rücklagen-Entnahme aus der Allgemeinen Rücklage in der Höhe von € 77.847,69 ausgeglichen erstellt werden. Der außerordentliche Haushalt ist ebenfalls ausgeglichen.

b) Finanzierung des ao. Haushaltes:

	Landeszuschüsse inkl. BZ
	€ 607.948,94

	Rücklagenentnahmen 
	€ 326.591,02 

	Eigenleistungen des Bauhofes
	€ 34.932,90 

	Interessentenleist. ( Straßenbau)
	€ 3.868,34

	Darlehensaufnahme
	€ 6.000,00

	Kostenersätze
	€ 1.834,20

	SUMME 
	€ 981.175,40


c) Investitionen

	Jahr
	Investitionshöhe lt. RA-Querschnitt (KZ 40 + 41)

	2007
	€ 1.118.668,00

	2008
	€ 1.716.500,00

	2009
	€ 2.892.705,00

	2010
	€ 430.391,54


d) Schulden und Rücklagen

Der Schuldenstand per 31.12.2010 beträgt € 9.706.836,23 und verringerte sich im Finanzjahr 2010 um rund € 557.000,00.

Der Anteil für marktbestimmte Betriebe (WVA und ABA) beträgt rund € 9.149.000,00 – für das Kulturhaus € 558.000,00.

Die Inanspruchnahme des Kassenkredites war nur in einem sehr geringen Ausmaß erforderlich. Die Sollzinsen betrugen dafür lediglich € 48,59.

Der Rücklagen-Iststand betrug per 31.12.2010 rund € 2.766.000,00 (Vergleich Stand per 31.12.2009 € 2.455.000,00).

Die offenen Barwerte der mittels Leasingmittel finanzierten Objekte (Amtshaus, VS Treffling, Energiecontracting) betrugen per 31.12.2010 gesamt € 666.415,42 

e) Maastrichtergebnis

Das Maastrichtergebnis zeigt einen negativen Finanzierungssaldo von € 94.883,71 und verbessert sich gegenüber dem Jahr 2009 um € 1.134.400,00 (Vergleich 2009: rund - € 1.229.300,00).

f) Haushaltskennzahlen

Vom Gemeindeamt wurde eine auf Basis des KDZ Wien erarbeitete Haushaltsanalyse erstellt. Hier die Entwicklung der aussagekräftigsten fünf Kennzahlen:

	Kennzahlenbegriff
	2007
	2008
	2009
	2010

	Ertragskraft – bzw. öffentliche Sparquote:
	23,8 %
	21,42 %
	16,19 %
	10,46 %

	Eigenfinanzierungsquote:
	111,26 %
	107,19 %
	88,88 %
	107,57 %

	Verschuldungsdauer Kredite:
	5,06 J.
	4,99 J.
	6,53 J.
	8,94 J.

	Schuldendienstquote:
	9,31 %
	9,09 %
	6,93 %
	7,37 %

	Quote der freien Finanzspitze:
	15,54 %
	13,42 %
	9,86 %
	4,55 %


Bewertung der Kennzahlen:

Ertragskraft bzw. Öffentl. Sparquote

Interpretation: je höher der Wert ist, desto mehr Mittel stehen für die Finanzierung der Ausgaben der Vermögensgebarung zur Verfügung.
2007:
23,80 %
über 
20 % = Gut

2008:
21,42 %
über 
20 % = Gut

2009:
16,19 %
über 
15 % = Durchschnitt

2010:
10,46 %
über
5 % = Genügend

Eigenfinanzierungsquote

Interpretation: liegt der Wert bei 100, sind die Ausgaben für den laufenden Betrieb wie auch für den Vermögensaufbau mit Eigenmitteln im weiteren Sinn finanziert. Darunter = Fremdmittel oder Rücklagenentnahme, darüber = zusätzliche Tilgungen bzw. Rücklagenzuführungen möglich.

2007:
111,26 %
über 
110 % = Sehr gut

2008:
107,19 % 
über
100 % = Gut

2009:
88,88 %
über
80 % = Genügend

2010:
107,57 %
über
100 % = Gut

Verschuldungsdauer Kredite

Interpretation: Wie lange dauert es theoretisch, dass alle Schulden zurückbezahlt werden können, ohne neue Investitionen tätigen zu können

2007:
5,06 Jahre
unter 7 Jahre = Gut

2008:
4,99 Jahre
unter 7 Jahre = Gut 

2009: 
6,53 Jahre
unter 7 Jahre = Gut

2010:
8,94 Jahre
unter 12 Jahre = Durchschnitt

Schuldendienstquote

Interpretation: Wie viel Prozent der öffentlichen Abgaben (ohne Gegenleistung) müssen für den Schuldendienst verwendet werden

2007:
9,31 %
unter 10 % = Sehr gut

2008:
9,09 %
unter 10 % = Sehr gut

2009:
6,93 %
unter 10 % = Sehr gut

2010:
7,37 %
unter 10 % = Sehr gut

Quote der freien Finanzspitze

Interpretation: Zeigt an, in welchem Ausmaß lfd. Einnahmen für neue Investitionen und damit verbundenen Folgelasten bereitstehen.

2007:
15,54 % 
über
15 % = Sehr gut

2008:
13,42 %
über
12 % = Gut

2009:
9,86 %
über 
8 % = Durchschnitt

2010:
4,55 %
über
3 % = Genügend

Durchschnittliche Gesamtbewertung der Spitzenkennzahlen:

2007:

1,4

2008:

1,8

2009:

3,0

2010

2,8

Haushaltsreste

Der Einnahmenrest per 31.12.2010 beträgt rund € 39.500,00.

davon entfallen auf

	Aufschließungs- und Erhaltungsbeiträge (WA, KA, Verkehrsfl.)
	€ 4.000,00

	Anschlussgebühren ( Wasser und Kanal)
	€ 2.900,00


	Gemeindeabgaben inkl. Kommunalsteuer
	€ 16.300,00

	Gemeindegebühren
	€ 14.100,00

	Sonstiges
	€ 2.200,00

	Summe
	€ 39.500,00


Vermögen:

Der Vermögensstand änderte sich im Finanzjahr 2010 von rund € 29,8 Mio. auf etwa € 29,6 Mio.

Abweichungen gegenüber VA 2010:

Gemäß Gemeinderatsbeschluss sind Abweichungen in Höhe von 0,75 % der OHH-Einnahmen gegenüber dem Voranschlag im Rechnungsabschluss zu erläutern. Die betroffenen Voranschlagsstellen sind auf den Seiten 182 bis 185 angeführt bzw. erläutert.

g) Kennzahlen aus RA 2010

Schulden je Einwohner

	Schuldenstand per 31.12.2010
	€ 9.706.836,23

	endgültige Bevölkerungszahl zum 31.10.2009
	8.318 Einwohner

	Schulden je Einwohner 2010
	€ 1.167,00
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Die Finanzschuld pro Kopf liegt 2010 in der Gemeinde Engerwitzdorf bei € 1.167,00. Gegenüber 2009 konnte sich die Gemeinde um € 74,00 pro Kopf verbessern. Die Finanzschuld im Jahr 2009 betrug pro Kopf im Bezirksvergleich € 1.773,00 und in Oberösterreich € 1.817,00.

Kommunalsteuer je Einwohner

	Kommunalsteuer 2010
	€ 920.252,19

	endgültige Bevölkerungszahl zum 31.10.2009
	8.318 Einwohner

	Kommunalsteuer je Einwohner 2010
	€ 110,63
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Die Kommunalsteuer beträgt 2010 in Engerwitzdorf pro Kopf € 110,63 und verändert sich gegenüber 2009 nur unwesentlich (€ 110,82).

Personalaufwand je Einwohner

	Personalausgaben je Einwohner
	2009
	2010

	Gesamtpersonalaufwand
	1.597.460,25
	1.641.786,74

	Einwohner per 31.10.2008/2009
	8.269,00
	8.318,00

	pro Kopf Aufwände
	193,19
	197,38
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Die Gemeinde Engerwitzdorf hat im Vergleich zum Bezirk bzw. Oberösterreichweit einen sehr geringen Personalaufwand je Einwohner. Im Jahr 2009 betrug diese pro-Kopf-Quote in Engerwitzdorf € 193,19 und im Jahr 2010 € 197,38. Die Kommunalkredit Austria errechnet dazu für das Jahr 2009 für den Bezirk Urfahr- Umgebung eine Quote von € 306,00 und für Oberösterreich eine Quote von € 443,00.

Nettoaufwand/-ertrag nach Hauptaufgabenbereiche
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Diese Graphik zeigt eine saldierte Zusammenstellung der einzelnen Aufgabenbereiche in den Gemeinden. Die höchsten Aufwandsgruppen sind die Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung, soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung, Gesundheit und der Bereich Unterricht und Sport. 

Die geringsten pro Kopf Aufwände sind in den Bereichen öffentliche Ordnung, Sicherheit, Wirtschaftsförderung, Kunst, Kultur, Kultus und Dienstleistungen zu finden.

Die Finanzierung der Gemeindeaufgaben ist im Bereich Finanzwirtschaft ersichtlich und zeigt einen Nettoertrag von etwa € 833,00 pro Einwohner bzw. einen ausgeglichenen Ordentlichen Haushalt.  Zu den Erträgen zählen hauptsächlich die Gemeindesteuern und die Ertragsanteile. 

GRM Mag. Höfer stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge den Rechnungsabschluss der Gemeinde Engerwitzdorf für das Jahr 2010 auf Grundlage des oben angeführten Berichtes des Prüfungsausschusses vom 28.02.2011 beschließen.

Für GRM Pühringer sind die Auswirkungen der Kursentwicklung des Schweizer Franken in Bezug auf den bestehenden Fremdwährungskredit nicht erkennbar.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	1b.
	Beschlussfassung der Kassen-, Haushalts-, Vermögens- und Schuldenrechnung für das Jahr 2010 der Gemeinde KG "Verein zur Förderung der Infrastruktur der Gemeinde Engerwitzdorf & COKG"

	
	 


GRM Mag. Höfer informiert, der Rechnungsabschluss der Gemeinde-KG „Verein zur Förderung der Infrastruktur der Gemeinde Engerwitzdorf & CoKG“ ist von der Gesellschafterversammlung zu genehmigen, wobei die Kommanditistin (Gemeinde) durch den Bürgermeister und der Komplementär (Verein) durch den Amtsleiter vertreten werden.

Gemäß Punkt 11.2 des Gesellschaftsvertrages der KG „Verein zur Förderung der Infrastruktur der Gemeinde Engerwitzdorf & CoKG“ ist für die Ausübung des Stimmrechts der Gemeinde in der Gesellschaftersammlung die Beschlussfassung des Gemeinderates erforderlich.

Der Gesellschaftsvertrag sieht keine Verpflichtung zur Vorlage des Rechnungsabschlusses an den Prüfungsausschuss vor, jedoch steht dem Prüfungsausschuss frei, jederzeit Einsicht zu nehmen (Punkt 6.1). Es erscheint somit zweckmäßig zur Vorbereitung des o.a. GR-Beschlusses den Rechnungsabschluss dem Prüfungsausschuss vorzulegen.

Der Rechnungsabschluss wurde zeitgleich mit dem Rechnungsabschluss der Gemeinde Engerwitzdorf 2010 den Fraktionsobleuten übermittelt.

Zusammenfassung des Rechungsabschlussergebnisses für das Finanzjahr 2010:

Ordentlicher Haushalt:

Einnahmen und Ausgaben von je € 79.816,39

Das Ergebnis des OHH muss gemäß Buchungsleitfaden immer ausgeglichen erstellt werden, d.h. Überschüsse bzw. Abgänge sind mit dem AOHH zu verrechnen.

Außerordentlicher Haushalt:

Einnahmen:
€
495.756,95

Ausgaben:
€
555.933,48

Abgang:
€
60.176,53

Abgänge/Überschüsse bleiben im AOHH gemäß Buchungsleitfaden stehen. Er wird sich Jahr für Jahr entsprechend verändern, da jährlich die Abschreibung zu verbuchen ist.

Kapitalevidenz:

01.01.2010:
€ 1.061.207,94

31.12.2010:
€
1.455.096,01

Einlagen der Gemeinde (Pflichteinlage, Einlage von BZ- und Landesmittel, etc.) bewirken auf Ebene der KG eine Erhöhung des Kapitalstandes zugunsten der Gemeinde und sind in der Kapitalevidenz darzustellen.

Die Prüfungsausschussmitglieder bedanken sich bei den Mitarbeitern der Gemeinde für die hervorragende Vorbereitung und Erläuterung des Rechnungsabschlusses.

GRM Mag. Höfer stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge den Rechnungsabschluss der Gemeinde KG "Verein zur Förderung der Infrastruktur der Gemeinde Engerwitzdorf & COKG" für das Jahr 2010 auf Grundlage des oben angeführten Berichtes des Prüfungsausschusses vom 28.02.2011 beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	2.
	Bericht über die Prüfungsausschuss-Sitzung vom 17.01.2011; Kenntnisnahme

	
	 


GRM Mag. Höfer berichtet über die Prüfungsausschuss-Sitzung vom 17.01.2011 wie folgt:

Punkt 1: Entwicklung der Kommunalsteuer der Gemeinde Engerwitzdorf 2008 bis 2010  

In den letzten drei Jahren wurden folgende Kommunalsteuerbeträge eingenommen:

Jahr:
Jahressumme:
2008: 
€ 
907.767,78

2009: 
€
 916.394,79

2010: 
€ 
920.252,19

Durchschnittlich leisten 130 Abgabepflichtige Kommunalsteuer, wobei die Firma mit der Abg.Kto-Nr. 12.208 mit jährlich etwa € 210.000,00 der größte Kommunalsteuerzahler ist. 

Punkt 2: Entwicklung der Gewerbeförderung der Gemeinde Engerwitzdorf 2008 bis 2010

In den Jahren 2008 bis 2010 wurden folgende Gewerbeförderungen seitens der Gemeinde Engerwitzdorf geleistet:

Jahr:
Jahresbetrag:

2008:
€
7.425,89 (Kommunalsteuerrückzahlung – 5 Betriebe)

2009:
€
0,00

2010:
€
  0,00

2008:
€
15.000,00  (Betriebsförderung – 1 Betrieb)

2009:
€
0,00

2010:
€
2.000,00  (Betriebsförderung – 1 Betrieb) 

Gesamt:
€
24.425,89

Punkt 3: Repräsentationsmittel des Bürgermeisters

Folgende Repräsentationsmittel sind in den Jahren 2008 bis 2010 aufgewendet worden:

Finanzjahr 2008:

€ 2.243,87 für Terminalübergabe im Foyer und Heimatbuchpräsentation

Finanzjahr 2009:

€ 2.591,34 für Kulturhauseröffnung

Finanzjahr 2010:

keine Ausgaben

Punkt 4: Ehrungen und Auszeichnungen (VA-Stelle 062 des OHH); Entwicklung der Ausgaben 2008 - 2010 (Voranschlag - Rechnungsabschluss)

In den Jahren 2008 bis 2010 wurden folgende Aufwendungen für Ehrungen und Auszeichnungen getätigt:

Finanzjahr 2008:

€ 1.140,00 für Kerzen mit Wappen für div. Geburtstagesglückwünsche

Finanzjahr 2009: 

keine Aufwendungen

Finanzjahr 2010:

€ 4.152,60 für Kerzen mit Wappen, Ehrennadeln und Ehrung ausgeschiedener Gemeinderäte (Speisen und Getränke, Gutscheine, Blumen)

GRM Mag. Höfer stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge den Bericht aus der Prüfungsausschuss-Sitzung vom 17.01.2011 zur Kenntnis nehmen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	3.
	Prüfbericht der BH Urfahr-Umgebung über den Rechnungsabschluss 2009; Beschlussfassung der Kenntnisnahme

	
	 


GVM Mairhofer berichtet, gemäß § 99 Abs. 2 der OÖ. Gemeindeordnung ist der Bericht der Bezirkshauptmannschaft über die Prüfung des Rechnungsabschlusses 2009 dem Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen. Den Prüfungsbericht verliest GVM Mairhofer vollinhaltlich.

Stellungnahme seitens des Gemeindeamtes:

Personalaufwendungen:

Die Höhe der vom Gemeindevorstand beschlossenen Beträge war im Jahr 2009 deutlich höher als in den vorangegangenen Jahren. Der Grund war auch die Durchführung der Landtags-, Gemeinderats- und Bürgermeisterwahlen. Schon im Jahr 2010 verminderten sich diese Ausgaben auf nur noch 20% des Jahres 2009.

Wir halten dazu fest, dass sich für die Gemeinde Engerwitzdorf ein Personalaufwand von lediglich 15% einschließlich der kritisierten Beträge gemessen an den ordentlichen Einnahmen ergibt. Würde die Gemeinde eine zusätzliche Arbeitskraft im Jahr 2009 beschäftigt haben, was zu keiner Kritik durch die Bezirkshauptmannschaft geführt hätte, wären selbst bei einer Teilzeit-Arbeitskraft wesentlich höhere Aufwendungen entstanden. Die konkret zu erbringenden Leistungen waren überdies von einer Art, die von Mitarbeitern aus der Abteilungsleiter-Ebene zu erbringen waren.  

Öffentliche Einrichtungen – Gebührenhaushalt:

Bei sämtlich angeführten Beträgen handelt es sich um Beträge aus dem kameralistischen Rechenwerk. Die betriebswirtschaftlichen Daten wie kalkulatorische Zinsen und Abschreibung wurden im Prüfbericht nicht berücksichtigt.  

Wasserversorgung:

Der angeführte Überschuss aus dem Rechnungsabschluss ist noch um die kalkulatorischen Kosten in Höhe von € 245.300 zu reduzieren, wobei die Tilgungen in Höhe von € 139.200,00 dann in Abzug zu bringen sind. Letztendlich verbleibt ein betriebswirtschaftliches Ergebnis (Überschuss) von etwa € 19.000,00.

Abwasserbeseitigung:

Der angeführte Abgang aus dem Rechnungsabschluss ist ebenfalls noch um die kalkulatorischen Kosten in Höhe von € 660.600 zu erhöhen, wobei die Tilgungen in Höhe von € 433.000,00 dann in Abzug zu bringen sind. Somit ergibt sich ein betriebswirtschaftliches Ergebnis (Abgang) von etwa € 321.000.  

Kindergärten und Hort:

Bei den Kindergärten und beim Hort sind ebenfalls die kalkulatorischen Kosten sowie auch die Verwaltungskosten der Gemeindeverwaltung nicht berücksichtigt und die angeführten Abgänge erhöhen sich dementsprechend

GVM Mairhofer stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge auf Grund der Vorberatung im Finanz- und Präsidialausschuss die Kenntnisnahme des Prüfberichtes der BH Urfahr-Umgebung über den Rechnungsabschluss 2009 beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme
GRM Haider ist während der Abstimmung nicht im Saal.

	4.
	Ankauf eines TLF für FF Schmiedgassen - Anpassung des Finanzierungsplanes (FP 2), Beschlussfassung

	
	 


GVM Mairhofer führt aus, der Gemeinderat beschloss im Juni 2010 für den Ankauf eines Tanklöschfahrzeuges für die FF Schmiedgassen den Finanzierungsplan Nr. 1 in Höhe mit vorerst angenommenen Kosten von rund € 280.000,00. Die Anschaffung wurde öffentlich ausgeschrieben (Anboteröffnung am 3.2.2011). Aufgrund einer Kostenschätzung, aufbauend auf die Normkosten des LFK und Angaben der Freiwilligen Feuerwehr Schmiedgassen, werden sich die Gesamtanschaffungskosten auf etwa € 290.000,00 belaufen. 

Seitens des Landes-Feuerwehrkommandos OÖ wurde uns im Dezember 2010 mitgeteilt, dass für das Jahr 2012 eine Beihilfe in Höhe von € 88.000,00 beschlossen wurde. Weiters hat uns LR Hiegelsberger mit Schreiben von 24.11.2010 Bedarfszuweisungsmittel von gesamt € 120.000,00 für das Jahr 2013 in Aussicht gestellt. Der Restbetrag von € 82.000,00 wird von der FF Schmiedgassen sowie von der Gemeinde Engerwitzdorf getragen. 

	 Vorhaben:
	FF SCHMIEDGASSEN - TLF
	Fin 1.2.2011
	FP 2

	Ausgaben:
	2011
	2012
	2013
	2014
	Gesamt

	Anschaffungskosten
	80.000
	210.000
	 
	 
	290.000

	S u m m e  
	80.000
	210.000
	0
	0
	290.000

	 
	 
	 
	 
	 
	

	Einnahmen:
	2011
	2012
	2013
	2014
	 

	Rücklagen und Beitrag FF
	80.000
	2.000
	 
	 
	82.000

	Sonstige Mittel - LFK
	 
	88.000
	 
	 
	88.000

	Bedarfszuweisung
	 
	 
	120.000
	 
	120.000

	S u m m e  
	80.000
	90.000
	120.000
	0
	290.000

	Abgang/Überschuss
	0
	-120.000
	120.000
	0
	0


GVM Mairhofer stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge auf Grund der Vorberatung im Finanz- und Präsidialausschuss o.a. Finanzierungsplan Nr. 2 für den Ankauf eines Tanklöschfahrzeuges für die FF Schmiedgassen beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme
GRM Haider ist während der Abstimmung nicht im Saal.

	5.
	Anpassung der Finanzierungspläne für die außerordentlichen Vorhaben der Gemeinde Engerwitzdorf; Beschlussfassung

	
	 


	5a.
	Volksschule Engerwitzdorf-Schweinbach (Sanierung und Erweiterung); Finanzierungsplan Nr. 3

	
	 


GVM Mairhofer teilt mit, für Detailplanungen (Statik, Heizung) und Architektenleistungen fielen 2010 Kosten von etwa € 48.000,00 an. Der Finanzierungsplan wurde entsprechend angepasst. Da die zeitliche Realisierung des Projektes noch nicht feststeht, sind im Finanzierungsplan Nr. 3 noch keine vorausschauenden Zahlen festgehalten.

Folgender Finanzierungsplan wurde erstellt:

	Vorhaben
	VS Schweinbach (Sanierung und Erweiterung)
	Fin 01.02.2011
	FP 3

	Ausgaben:
	2009
	2010
	2011
	2012
	2013
	Gesamt

	Architektenbewerb/Honorare
	83.416
	48.129
	 
	 
	 
	131.545

	Sonstige Kosten
	195
	0
	 
	 
	 
	195

	S u m m e  
	83.611
	48.129
	0
	0
	0
	131.740

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	Einnahmen:
	2009
	2010
	2011
	2012
	2013
	Gesamt

	Allgem. Rücklage
	83.611
	48.129
	 
	 
	 
	131.740

	S u m m e 
	83.611
	48.129
	0
	0
	0
	131.740

	Abgang/Überschuss
	0
	0
	0
	0
	0
	0


GVM Mairhofer stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge auf Grund der Vorberatung im Finanz- und Präsidialausschuss für das Vorhaben Volksschule Engerwitzdorf-Schweinbach (Sanierung und Erweiterung) oben angeführten Finanzierungsplan Nr. 3 beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	5b.
	Kindergarten-Hort Engerwitzdorf-Mittertreffling; Finanzierungsplan Nr. 4

	
	 


GVM Mairhofer führt aus, zuletzt beschloss der Gemeinderat am 16.12. 2010 den Finanzierungsplan Nr. 3. In der Gesamtsumme gab es keine Änderung, lediglich die Rechnungsabschlusszahlen aus 2010 wurden im vorliegenden Finanzierungsplan berücksichtigt, der wie folgt aussieht:

	 Vorhaben
	Kindergarten-Hort Engerwitzdorf-Mittertreffling
	Fin 01.02.2011
	FP 4

	Ausgaben:
	2009
	2010
	2011
	2012
	2013
	Gesamt

	Architektenleistung/Planung
	66.379
	12.460
	100.000
	30.000
	27.540
	236.379

	Baumeisterarbeiten 
	 
	 
	 
	747.655
	601.767
	1.349.422

	Einrichtung
	 
	 
	 
	 
	144.000
	144.000

	Sonstige Kosten
	199
	 
	 
	 
	 
	199

	S u m m e  
	66.578
	12.460
	100.000
	777.655
	773.307
	1.730.000

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	Einnahmen:
	2009
	2010
	2011
	2012
	2013
	Gesamt

	Allgem.Rücklage
	66.578
	12.460
	 
	 
	-2.238
	76.800

	Bankdarlehen
	 
	 
	 
	250.000
	250.000
	500.000

	Landesbeitrag
	 
	 
	 
	285.000
	291.600
	576.600

	Bedarfszuweisung - Bau
	 
	 
	 
	285.000
	291.600
	576.600

	S u m m e 
	66.578
	12.460
	0
	820.000
	830.962
	1.730.000

	Abgang/Überschuss
	0
	0
	-100.000
	42.345
	57.655
	0


GVM Mairhofer stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge auf Grund der Vorberatung im Finanz- und Präsidialausschuss vorliegenden Finanzierungsplan Nr. 4 für das Vorhaben: Kindergarten-Hort Engerwitzdorf-Mittertreffling mit einer Gesamtsumme von € 1.730.000,00 beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	5c.
	Sport-, Spiel- und Freizeiteinrichtung; Finanzierungsplan Nr. 6

	
	 


Dieser Tagesordnungspunkt wurde zu Beginn der Sitzung von der Tagesordnung abgesetzt.

	5d.
	Siedlungsstraßenbau und Beleuchtung 2009-2012; Finanzierungsplan Nr. 3

	
	 


GVM Mairhofer berichtet, der zuletzt am 18.03.2010 vom Gemeinderat beschlossene Finanzierungsplan enthielt Gesamtkosten von rund € 1.337.000,00. Unter Berücksichtigung des RA-Ergebnisses 2010 und durch Mindereinnahmen bei den Verkehrsflächenbeiträgen wird sich der Gesamtbetrag vorerst auf etwa € 1.330.000,00 ändern. Der angepasste Finanzierungsplan hat folgendes Aussehen:

	Vorhaben
	Siedlungsstraßenbau und 
Beleuchtung   2009-2012
	Fin. 01.02.2011
	FP 03

	Ausgaben:
	2009
	2010
	2011
	2012
	2013
	Gesamt

	Grunderwerb und Erschl.
	15.535
	5.212
	 
	 
	 
	20.747

	Straßenbau
	318.664
	120.963
	210.000
	266.000
	 
	915.627

	öffentliche Beleuchtung
	79.990
	30.244
	40.000
	40.000
	 
	190.234

	EL Beleuchtung
	0
	0
	5.000
	5.000
	 
	10.000

	EL Straßenbau
	38.921
	34.933
	60.000
	60.000
	 
	193.854

	S u m m e  
	453.110
	191.352
	315.000
	371.000
	 
	1.330.462

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 

	Einnahmen:
	2009
	2010
	2011
	2012
	2013
	Gesamt

	Straßenbau-Rücklage
	28.252
	35.000
	20.000
	20.000
	 
	103.252

	Allgem.Rücklage
	188.000
	97.273
	142.000
	183.000
	 
	610.273

	Interessentenbeiträge
	13.657
	3.868
	5.000
	5.000
	 
	27.525

	Landesbeitrag
	29.000
	10.000
	28.000
	27.000
	16.000
	110.000

	LB - Verkehrssich.
	0
	35.444
	0
	0
	 
	35.444

	Bedarfszuweisung
	55.000
	55.000
	55.000
	55.000
	 
	220.000

	Kostenersätze
	18.280
	1.834
	 
	 
	 
	20.114

	Eigenleistung der Gde.
	38.921
	34.933
	65.000
	65.000
	 
	203.854

	S u m m e 
	371.110
	273.352
	315.000
	355.000
	16.000
	1.330.462

	Abgang/Überschuss
	-82.000
	82.000
	0
	-16.000
	16.000
	0


GVM Mairhofer stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge auf Grund der Vorberatung im Finanz- und Präsidialausschuss oben angeführten Finanzierungsplan Nr. 3 für das Vorhaben Siedlungsstraßenbau und Beleuchtung 2009-2012 beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	5e.
	Abwasserbeseitigungsanlage Engerwitzdorf BA 13; Finanzierungsplan Nr. 2

	
	 


GVM Mairhofer teilt mit, am 17. Juni 2010 beschloss der Gemeinderat für das Vorhaben ABA BA 13 den Finanzierungsplan Nr. 1 mit Gesamtkosten von € 374.000,00. Der für 2010 vorgesehene Betrag von rund € 100.000,00 wurde auf 2011 transferiert, da die Vorlage der geprüften Rechnung erst zum Jahreswechsel 2010/2011 erfolgte.

Unter Berücksichtigung der RA-Ergebnisse 2010 konnte folgender Finanzierungsplan Nr. 2 erstellt werden:

	 Vorhaben:
	ABA BA 13   
	Fin-Aussch. 01.02.2011
	FP 02

	Ausgaben:
	2010
	2011
	2012
	 
	Gesamt

	Planung/Baul.
	10.821
	10.500
	 
	 
	21.321

	Baumeisterarbeiten
	1.933
	350.746
	 
	 
	352.679

	S u m m e :
	12.754
	361.246
	0
	0
	374.000

	 
	
	
	
	
	 

	
	
	
	
	
	

	Einnahmen:
	2010
	2011
	2012
	 
	Gesamt

	Rücklagen
	12.754
	307.246
	 
	 
	320.000

	Interessentenbeiträge
	 
	5.000
	 
	 
	5.000

	Bundeszuschuss
	 
	40.000
	9.000
	 
	49.000

	S u m m e :
	12.754
	352.246
	9.000
	0
	374.000

	Abgang/Überschuss
	0
	-9.000
	9.000
	0
	0


GVM Mairhofer stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge auf Grund der Vorberatung im Finanz- und Präsidialausschuss oben angeführten Finanzierungsplan Nr. 2 für das Vorhaben Abwasserbeseitigungsanlage BA 13 beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	5f.
	Kulturhaus mit Jugendzentrum; Finanzierungsplan Nr. 5

	
	 


GVM Mairhofer informiert, wie schon beim vorigen Finanzierungsplan erfolgt auch dieses Mal wieder die Zusammenführung beider Rechenwerke (Kommanditgesellschaft für das Gebäude und Gemeinde für die Einrichtung) zu einem Finanzierungsplan. 

Das Vorhaben wurde im Sommer des Vorjahres an das Land OÖ zur Abrechnung vorgelegt; eine Erledigung ist bis dato noch nicht erfolgt.

Unter Berücksichtigung der RA-Ergebnisse 2010 beider Buchhaltungen wurde der u.a. Finanzierungsplan Nr. 5 erstellt:

	 Vorhaben:
	Kulturhaus mit Jugendzentrum
	
	Fin: 01.02.2011
	 
	 
	FP 5

	Ausgaben:
	2005-2007
	2008
	2009
	2009
	2010
	2010
	2011 ff
	2011 ff
	Gesamt

	 
	 
	 
	Gde
	KG
	Gde
	KG
	Gde
	KG
	 

	Grunderwerb und Erschl.
	1.405
	864
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	2.269

	WB/Plan/Bauleit./Honorare
	65.783
	201.602
	54.000
	93.793
	 
	59.890
	 
	 
	475.068

	Professionistenarbeiten
	 
	774.823
	403.613
	758.778
	2.876
	404.950
	 
	 
	2.345.040

	Einrichtung-brutto
	 
	 
	237.600
	 
	 
	 
	 
	 
	237.600

	Brunnen (brutto)
	 
	 
	94.332
	 
	 
	 
	 
	 
	94.332

	PKW-Plätze (netto)
	 
	 
	 
	166.944
	 
	30.917
	 
	 
	197.861

	Eigenleistung der Gde.
	 
	240
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	240

	Weiterleit. an KG
	 
	 
	1.066.000
	 
	449.273
	 
	 
	 
	1.515.273

	S u m m e :
	67.188
	977.529
	789.545
	1.019.515
	2.876
	495.757
	0
	0
	3.352.410

	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	

	Einnahmen:
	2005-2007
	2008
	2009
	2009
	2010
	2010
	2011 ff
	2011 ff
	Gesamt

	Rücklagen
	46.235
	827.289
	220.000
	 
	 
	 
	40.413
	 
	1.133.937

	Anteilsbetrag O.H.
	20.953
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	20.953

	Brunnenrücklage
	 
	 
	27.280
	 
	 
	 
	 
	 
	27.280

	Bankdarlehen
	 
	 
	600.000
	 
	 
	 
	 
	 
	600.000

	Landesbeitrag JUZ
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	35.000
	 
	35.000

	Landeszuschuss
	 
	0
	260.000
	 
	 
	 
	75.000
	 
	335.000

	Bedarfszuweisung
	 
	150.000
	350.000
	 
	350.000
	 
	350.000
	 
	1.200.000

	Eigenleistung der Gde.
	 
	240
	 
	 
	 
	 
	 
	 
	240

	Übertrag von Gem.
	 
	 
	 
	1.066.000
	 
	449.273
	 
	 
	1.515.273

	S u m m e :
	67.188
	977.529
	1.457.280
	0
	350.000
	0
	500.413
	0
	3.352.410

	Abgang/Überschuss
	0
	0
	-398.265
	46.485
	-102.149
	-46.484
	500.413
	0
	0

	Kompr.Übersch/Abg.
	 
	 
	-351.780
	-148.633
	500.413
	0


GVM Mairhofer stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge auf Grund der Vorberatung im Finanz- und Präsidialausschuss o.a. Finanzierungsplan Nr. 5 für das Vorhaben Kulturhaus mit Jugendzentrum beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	6.
	Bauschaden Volksschule Engerwitzdorf-Mittertreffling; Abschluss einer Ratenvereinbarung mit der OÖ. Kommunal-Immobilienleasing GmbH über den Bauschadensbetrag; Beschlussfassung

	
	 


GVM Mairhofer stellt fest, in der Finanzausschuss-Sitzung am 7.12.2010 wurde über die Schadensabrechnung der OÖ. Kommunal-Immobilienleasing GmbH in der Volksschule Engerwitzdorf-Mittertreffling informiert. Der Gesamtschaden für Turnsaalboden (Wasserschaden) und Bauschaden WDVS (Fassade/Dach-Vollwärmeschutz und Verblechung) beläuft sich auf rund € 272.000,00 inkl. Ust. Dieser Betrag reduziert sich aus Vergleichszahlungen und Haftrücklässe der betroffenen Firmen sowie Übernahme durch die OÖ. Kommunal-Immobilienleasing auf etwa € 157.000,00 inkl. Ust. 

Dieser Betrag wird nunmehr ab 1.1.2011 zur laufenden Leasingrate bis zum Ablauf der Leasingfinanzierungsdauer (September 2018) dazugerechnet. Dabei kommen die gleichen Konditionen wie beim gegenständlichen Leasingvertrag zur Geltung. Die monatliche Mehrbelastung beträgt rund € 1.790,00 inkl. Ust. Der Betrag wurde vorsorglich im Budget 2011 bzw. in der MFP berücksichtigt.

Nach dem vollinhaltlichen Verlesen der Ratenvereinbarung, stellt GVM Mairhofer den

Antrag,

der Gemeinderat möge auf Grund der Vorberatung im Finanz- und Präsidialausschuss die vollinhaltlich vorgelesene Ratenvereinbarung zwischen der Gemeinde Engerwitzdorf und der OÖ. Kommunal-Immobilienleasing GmbH über die Zusatzleistung anlässlich der Bauschäden bei der Volksschule Engerwitzdorf-Mittertreffling mit einer Laufzeit vom 1. Jänner 2011 bis 30. September 2018 und einer monatlichen Rate von derzeit € 1.789,97 inkl. Ust. beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	7.
	Bericht über den Workshop der Gemeinden der Region Gusental zum Thema Kooperationsmöglichkeiten

	
	 


Dieser Tagesordnungspunkt wurde zu Beginn der Sitzung von der Tagesordnung abgesetzt.
	8.
	Straßenbau- und Straßenbeleuchtungsbauprogramm 2011; Beschlussfassung

	
	 

	8a.
	Gemeindestraßen und Gehwege Bauprogramm 2011; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl informiert, im ordentlichen und außerordentlichen Haushalt stehen für das Jahr 2011 für Straßenbauvorhaben (Instandhaltung, Instandsetzung und Neubau) finanzielle Mittel in Höhe von € 310.000,00 zur Verfügung.

Unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der Vorhaben sollen nach Maßgabe der vorhandenen finanziellen Mittel nachstehende Baumaßnahmen durchgeführt werden:

	Bauvorhaben
	Euro

inkl. USt

	

	1
	Steinhauserweg: Sanierung der Straße sowie Errichtung eines Geländers im Bereich der Umkehr
	11.000,00

	2
	Rosengasse und Erlenweg: Sanierung des Bestandes
	60.000,00

	3
	Im Weizenfeld: Sanierung des Bestandes von Moserweg bis Martinstraße
	25.000,00

	4
	Radenau, Adamweg und Tarockweg: Sanierung des Bestandes, Neuasphaltierung restliche Schotterstraße Bereich Tarockweg und Adamweg
	46.500,00

	5
	Gallneukirchner Straße: Neuasphaltierung der Parzelle Nr. 2709/3; KG. Engerwitzdorf; (Zufahrt Bauernfeind)
	7.500,00

	6
	Gusenweg: Neuasphaltierung der Parzelle Nr. 2709/1; KG. Engerwitzdorf (Zufahrt Diendorfer)
	10.000,00

	7
	Edtsdorf: Neuasphaltierung der Parzelle Nr. 2771/4; KG. Klendorf (Zufahrt zu den Kranewitter-Häusern)
	10.000,00

	8
	Im Sonnendorf: Neuasphaltierung der restlichen Zufahrtsstraße
	7.000,00

	9
	Moserweg: Neuasphaltierung im Bereich der Parzelle Nr. 116/6; KG. Holzwiesen
	3.500,00

	10
	Gehsteig in der Ortschaft Au: Entlang der Gusental Straße L 1463
	130.000,00

	Summe
	310.500,00


Die Arbeiten für die Herstellung der Tragkörper werden in Eigenregie mit den dazu erforderlichen Fremdleistungen durchgeführt. Die Straßen werden mit einem AC 16 deck - 8 cm stark asphaltiert.
Allfällig erforderliche landwirtschaftliche Grundflächen werden zu den ortsüblichen Preisen von derzeit € 6,60/m² eingelöst.

Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge nach Maßgabe der vorhandenen finanziellen Mittel die angeführten Straßenbauvorhaben beschließen. Die Arbeiten sollen, soweit es technisch und zeitlich möglich ist, in Eigenregie mit den erforderlichen Fremdleistungen Bagger und Materialtransport durchgeführt werden. In diesem Fall sind keine Vergleichsangebote einzuholen. Allfällige erforderliche landwirtschaftliche Grundflächen werden zu den ortsüblichen Preisen von derzeit € 6,60/m² eingelöst. Die Finanzierung ist unter den VA-Stellen 01/612/611 und 05/61254/002 gesichert.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme
	8b.
	Straßenbeleuchtung Bauprogramm 2011; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl teilt mit, im Budget 2011 sind für die Errichtung von Straßenbeleuchtungen unter den VA-Stellen 01/816/619 und 05/61254/050 finanzielle Mittel in Höhe von € 69.000,00 (teilweiser Transfer von 2010-2011 sowie Vorgriff auf 2012) vorgesehen.

	 
	Straßenzüge
	Anzahl 

Leuchtkörper
	Kosten- schätzung 

€ inkl. USt

	1
	Au: entlang der Gusental Straße L 1463
	10
	30.000,00

	2
	Engerwitzdorf: entlang der Gusental Straße L 1463
	10
	29.000,00

	3
	Austausch:
	
	

	· Edtsdorf
	6
	6.000,00

	· Schweinbach (Weidenweg)
	4
	4.000,00

	Summe
	30
	69.000,00


Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge die Errichtung der Straßenbeleuchtung bei den Ortschaften Au und Engerwitzdorf entlang der Gusental Straße L 1463 sowie den Austausch bei den Siedlungsstraßen in Edtsdorf und in Schweinbach Weidenweg beschließen. Die Arbeiten sollen, soweit es technisch und zeitlich möglich ist, in Eigenregie mit den erforderlichen Fremdleistungen Bagger und Materialtransport durchgeführt werden. In diesem Fall sind keine Vergleichsangebote einzuholen. 

Die Finanzierung ist unter den VA-Stellen 01/816/619 und 05/61254/050 gesichert.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	9.
	Wasserleitungsbauprogramm 2011; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl erläutert, im Ordentlichen Haushalt sind im Budget 2011 für Wasserleitungsbauvorhaben insgesamt € 40.000,00 inkl. USt vorgesehen. Aufgrund der zu erwartenden Bautätigkeit werden nachstehend angeführte Wasserleitungsstränge notwendig:

1. Verlängerung der Hauptleitung bzw. Umlegung eines Teilbereiches in der Ortschaft Mittertreffling – Bereich Leitnergründe um ca. 280 m. Die Kosten betragen ~ € 20.000,-- inkl USt.

2. Verlängerung der Hauptleitung in der Ortschaft Engerwitzdorf – Bereich Schwalbenweg um ca. 70 m. Die Kosten betragen ~ € 6.000,-- inkl. USt.

Soweit arbeitstechnisch und zeitlich möglich, sollen die Arbeiten in Eigenregie durchgeführt werden. Wenn dies nicht möglich ist, werden diese Arbeiten teilweise vergeben.

Der Ausschuss hat dieses Bauprogramm eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge nach Maßgabe der vorhandenen finanziellen Mittel die Errichtung der oben angeführten Wasserleitungsstränge für das Jahr 2011 beschließen.

Die Finanzierung ist unter der VA-Stelle 01/850/004 gesichert.
Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	10.
	Kanalbauprogramm 2011; Bericht

	
	 


GVM Schöffl führt aus, im Außerordentlichen Haushalt sind im Budget 2011 € 269.000,00 für den Bauabschnitt 13 vorgesehen. Es werden nachstehende Kanalstränge errichtet:

1. Mittertreffling – Nördlich der Adalbert-Stifter–Straße, neu gewidmetes Bauland, Umlegung bzw. Verlängerung des Schmutz- und des Reinwasserkanales


2. Mittertreffling – für neues Kindergarten/Hort Gebäude; Verlängerung des Schmutz- und des Reinwasserkanales


3. Engerwitzdorf – Bereich Schwalbenweg; Verlängerung des Mischwasserkanales und Errichtung eines Reinwasserkanales mit Rückhaltebecken


4. Schweinbach – Gallneukirchner Straße; Verlängerung des Mischwasserkanales

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge den Bericht zur Kenntnis nehmen.

Die Finanzierung ist unter der VA-Stelle 01/851/004 gesichert.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	11.
	§ 15 Liegenschaftsteilungsgesetz; Auflassung einer Teilfläche des öffentlichen Gutes Parz. 842/7, KG. Niederkulm im Ausmaß von 85 m² und Zuschreibung zur Liegenschaft ******; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl teilt mit, aufgrund des vorliegenden Teilungsplanes des Vermessungsbüros DI Bauer aus Linz vom 28.10.2010, GZ. 14779B/10 soll die Teilfläche „1“ aus dem öffentlichen Gut Parz. 842/7, KG. Niederkulm als öffentliches Gut aufgelassen und der bebauten Liegenschaft Parzelle 844/10, KG. Niederkulm der Ehegatten ****** zugeschrieben werden. Die kostenlose Abtretung in das öffentliche Gut erfolgte im Jahre 2005 im Zuge der Schaffung des Bauplatzes 842/8 einvernehmlich zwischen den betroffenen Grundbesitzern, damit eine Zugangsmöglichkeit zum Garten der Liegenschaft ****** gewährleistet war.

Im Zuge der Änderung bzw. Verkleinerung des Bauplatzes 842/8 erwerben die Ehegatten ****** das neu geschaffene Grundstück 842/9 und ersuchen gleichzeitig um Auflassung und Zuschreibung des nicht mehr benötigten öffentlichen Gutes. Die Kosten der Vermessung und grundbücherlichen Durchführung tragen die beteiligten Grundbesitzer.

Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge aus den angeführten Gründen die Auflassung des Teilstückes „1“ im Ausmaß von 85 m² aus dem öffentlichen Gut Parz. 842/7 sowie die Aufhebung aus dem Gemeingebrauch und Zuschreibung zur bebauten Liegenschaft ****** der Ehegatten ******beschließen.

GRM Seyer-Neulinger kritisiert, derartige Auflassungen mit § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz abzuwickeln sei rechtlich nicht korrekt. Im gegenständlichen Fall wäre die Angelegenheit mit einer Bewilligung gem. § 9 Oö. BauO (Veränderung einer bebauten Liegenschaft) zu verbüchern gewesen.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:

ÖVP-Fraktion, Grüne-Fraktion, FPÖ-Fraktion, 
GRM Wachs (SPÖ)

Stimmenthaltung:

SPÖ-Fraktion ohne GRM Wachs

Der Antrag ist mehrheitlich angenommen.

	12.
	Ankauf eines TLF-A 2000 für die FF. Schmiedgassen; Auftragsvergabe; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl erläutert, der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 14.05.2009 den Grundsatzbeschluss für den Ankauf eines Tanklöschfahrzeuges TLF-A im Jahr 2012 für die FF. Schmiedgassen gefasst. Der erforderliche Finanzierungsplan wird am 17.03.2011 beschlossen. Das Tanklöschfahrzeug wurde in einem öffentlichen Verfahren nach dem Bestbieterprinzip ausgeschrieben. Die Angebotsöffnung am 03.02.2011 ergab folgendes Ergebnis:

Fa. Iveco Magirus Brandschutztechnik GesmbH.

Hönigtaler Straße 46, 8301 Kainbach bei Graz
€
198.370,00 exkl. MWSt.


€
238.044,00 inkl. MWSt.

Fa. Rosenbauer Österreich Ges.m.b.H.

Paschinger Straße 90, 4060 Leonding
€
199.010,00 exkl. MWSt.


€
238.812,00 inkl. MWSt.

Die Fa. Iveco Magirus Brandschutztechnik GesmbH. konnte innerhalb der geforderten Frist von 14 Tagen auf Wunsch der FF. Schmiedgassen kein Fahrzeug zur Vergleichsvorführung zur Verfügung stellen. 

Die Bewertung des technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebotes durch eine Kommission (5 Jurymitglieder – Mitglieder der FF. Schmiedgassen) erfolgte aufgrund der technischen Beschreibung im Leistungsverzeichnis und der beigelegten Prospekte nach folgenden Kriterien

	Reihung
	Gewichtung
	Kriterium

	1
	40 %
	Preis

	2
	20 %
	Funktionalität, techn. Daten

	3
	20 %
	Fertigungsqualität, Qualitätssicherung

	4
	20 %
	Kundendienst


und ergab für das Angebot der Fa. Iveco Magirus Brandschutztechnik GesmbH. 68 % Zustimmung und für das Angebot der Fa. Rosenbauer Österreich Ges.m.b.H. 91 % Zustimmung. 

Somit ist die Firma Rosenbauer Österreich Ges.m.b.H. Paschinger Straße 90, 4060 Leonding mit einem Preis von € 199.010,00 exkl. MWSt. (€ 238.812,00 inkl. MWSt) Bestbieter.

Der Ausschuss hat diese Auftragsvergabe eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge beschließen, den Auftrag zur Lieferung des Tanklöschfahrzeuges TLF-A für die FF. Schmiedgassen an die Firma Rosenbauer Österreich Ges.m.b.H., Paschinger Straße 90, 4060 Leonding, als Bestbieter mit einem Betrag von € 199.010,00 exkl. MWSt. (€ 238.812,00 inkl. MWSt) zu vergeben. Die Lieferung des Fahrzeuges hat spätestens am 31.03.2012 zu erfolgen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme
GVM Reichör ist während der Abstimmung nicht im Saal.
	13.
	Ankauf eines LAST (Kleinlastkraftfahrzeuges) für die FF. Treffling; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl führt aus, mit Schreiben vom 07.11.2010 ersuchte die FF. Treffling ein Kleinlastkraftfahrzeug (LAST) anzukaufen. Dieses Fahrzeug ist in der Brandbekämpfungsverordnung enthalten und soll in Zukunft für kleine technische Einsätze und Transport des neuen Sprenganhängers verwendet werden. Lt. Richtangebot vom 05.11.2010 kostet das Fahrzeug € 104.325,00 inkl. MWSt.

Die FF. Treffling leistet € 50.000,00. Das Landesfeuerwehrkommando hat für 2012 einen Zuschuss von einem Drittel der Kosten in Aussicht gestellt. Die restlichen Kosten von rund € 20.000,00 leistet die Gemeinde. Da in der mittelfristigen Finanzplanung keine finanziellen Mittel vorgesehen sind, wird dieser Betrag von der FF. Treffling vorfinanziert.

Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge beschließen, im Jahr 2012 ein Kleinlastkraftfahrzeug (LAST) für die FF. Treffling anzukaufen und den Betrag von rund € 20.000,00 nach Vorhandensein der budgetären Mittel im Mittelfristigen Finanzplan 2012 -2015 dafür vorzusehen. 

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

GVM Reichör und GRM Haider sind während der Abstimmung nicht im Saal.

	14.
	Beitritt zum Gemeindeverband INKOBA; Grundsatzbeschlussfassung; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl teilt mit, die Gemeinden der Region Gusental, Alberndorf in der Riedmark, Altenberg bei Linz, Engerwitzdorf, Gallneukirchen und Katsdorf haben angedacht, zum Zwecke der Errichtung und des Betriebes von Betriebsansiedlungsgebieten einen Verband mit den Namen INKOBA zu gründen. Dieser hat den Zweck die Sicherung der regionalen Wirtschaftsstruktur durch die Schaffung herausragender Standortangebote und dies soll durch folgende Aufgaben gewährleistet sein:

a. Die Planung und Erschließung von gemeinsamen Betriebsansiedlungsgebieten;

b. Die Teilung von Kosten und Erträgen nach einem bestimmten Aufteilungsschlüssel;

c. Die Gestaltung gemeinsamer Marketingmaßnahmen;

d. Die Abstimmung der Wirtschaftsförderung der Gemeinden;

Es wird derzeit vom Verein LAG SternGartl-Gusental eine Satzung für die Gründung eines solchen Vereines ausgearbeitet. 

Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge den grundsätzlichen Beitritt der Gemeinde Engerwitzdorf zum Gemeindeverband INKOBA beschließen.

Über Anfrage von GVM Moser-Luger erläutert der Bürgermeister nochmals den Zweck dieses Gemeindeverbandes. Jede Gemeinde wird sich prozentuell mit ca. 50 Cent pro Einwohner beteiligen. Die Satzungen sind gesondert vom Gemeinderat zu beschließen.
Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	15.
	§ 15 Liegenschaftsteilungsgesetz; Grundabtretung und Grunderwerb im Bereich der  Parzelle 2712/3 und 2712/2, KG. Engerwitzdorf (öffentliches Gut) und Parzelle 2117, KG. Engerwitzdorf (******); Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl informiert, im Zuge der Straßensanierung des Dorfweges wurde festgestellt, dass im Bereich der Parzelle Nr. 2117, KG Engerwitzdorf der Grenzverlauf in der Natur mit dem Mappenstand nicht übereinstimmt und der Asphalt zum Teil auf Privatgrund sich befindet. Im Kurvenbereich wiederum verbleibt öffentliches Gut neben der Straße. Daher soll eine Berichtigung in Form eines Grundtausches durchgeführt werden. Die Ehegatten ****** erwerben die verbleibende Differenzfläche von 5 m² aus dem öffentlichen Gut zum Preis von € 13,20 je m². Dieser Preis wurde im Zuge der Auflassung und Veräußerung des öffentlichen Gutes an die Grundbesitzer ******und ******festgelegt. Die Kosten der Vermessung und Verbücherung werden von der Gemeinde getragen. Die Verbücherung dieses Grundtausches erfolgt gemäß § 15 Liegenschaftsteilungsgesetz. 

Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge aus den angeführten Gründen dem Grundtausch gemäß Teilungsplan des DI Bauer aus Linz vom 09.11.2010, GZ 14774/10 und der Veräußerung der Differenzfläche von 5m² zum Preis von €  13,20 je m² an die Ehegatten ******, zustimmen sowie die Aufhebung der  aufzulassenden öffentlichen Flächen aus dem Gemeingebrauch beschließen.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:

ÖVP-Fraktion, Grüne-Fraktion, FPÖ-Fraktion

Stimmenthaltung:

SPÖ-Fraktion

Der Antrag ist mehrheitlich angenommen.
GRM Mag. Höfer ist während der Abstimmung nicht im Saal.

	16.
	Abwasserbeseitigungsanlage Engerwitzdorf; BA 13; Dienstbarkeitsvertrag mit Heinz Albert Kleiß, Engerwitzdorf 11; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl informiert, der Gemeinderat hat in der Sitzung am 07.10.2011 die Errichtung des Kanalprojektes Engerwitzdorf, BAUABSCHNITT 13 beschlossen. Für die Inanspruchnahme von Privatgrund aus der Liegenschaft ******hinsichtlich des Reinwasserkanal-Rückhaltebeckens und des Kanalstranges zu diesem Becken und weiter zur Gusen ist ein Dienstbarkeitsübereinkommen mit dem Grundeigentümer abzuschließen. Bemerkt wird, dass die Liegenschaft ******inzwischen an den Sohn ******übergeben wurde. Der Kanalprojektant hat nachstehendes Übereinkommen ausgearbeitet:

DIENSTBARKEITSÜBEREINKOMMEN

abgeschlossen am heutigen Tag zwischen
1. Gemeinde Engerwitzdorf, vertreten durch den Bürgermeister Johann Schimböck, Leopold Schöffl Platz 1, 4209 Engerwitzdorf

einerseits

und

2. ******, geboren am 13.2.1974, Engerwitzdorf 11, 

4209 Engerwitzdorf

andererseits

wie folgt:

ABA Engerwitzdorf BA 13 

Detailprojekt 2010

Der Herr ****** wohnhaft in ******, 4209 Engerwitzdorf sowie die Gemeinde Engerwitzdorf vertreten durch Herrn Bürgermeister Johann

Schimböck andererseits, schließen nachstehendes

Dienstbarkeitsübereinkommen

1. Herr ******, wohnhaft in ******, 4209 Engerwitzdorf ist  grundbücherlicher Eigentümer der Grundstücke Nr. 41, 42 und 48 des Grundbuches der Katastralgemeinde Engerwitzdorf.

2. Lt. vorliegendem Projekt der Dipl.Ing. Eitler & Partner Ziviltechniker GmbH, Linz vom 01.04.2010, GZ: 09139, soll einerseits auf den Grundstücken Nr. 41 und 42, KG Engerwitzdorf, ein Regenretentionsbecken in Form eines Erdbeckens mit 1950 m³ Inhalt (RRB EWD) errichtet werden, wofür eine Teilfläche dieser Grundstücke im Ausmaß von insgesamt ca. 3000 m² benötigt wird und andererseits soll an der südlichen Grundgrenze des Grundstückes 48, KG Engerwitzdorf eine mindestens 5m breite Geländemulde zum Ableiten der nördlich davon anfallenden Oberflächenwässer Richtung Reinwasserkanal errichtet werden. (siehe Planvorlage im oa. Kanalprojekt; Beilage 8). Oberhalb der Geländemulde ist ein mindestens 10 m breiter Rasensteifen (Wiese) zu belassen bzw. zu errichten. 

Die Regenwasserzuleitung zum Retensionsbecken erfolgt über einen Kanal DN .700 über die Grundstücke 41 und 42; KG Engerwitzdorf. Der Zu- und Ablauf des Regenretentionsbeckens erfolgt ausgehend von einem Schacht DN 1500 am Tiefpunkt des Beckens auf Gst. 41. 

Die Zufahrt zum Regenretensionsbecken erfolgt ausgehend vom öffentlichen Gut Gst.Nr. 2703/1, KG Engerwitzdorf über das Grundstück Nr. 41 und 42, KG Engerwitzdorf, Richtung Osten zwischen dem bestehenden landwirtschaftlichen Objekt und der bestehenden Maschinenhütte am östlichen Rand der Wagenhütte vorbei hin zum Retensionsbecken. Die Zufahrt für die Wartung der Geländemulde auf Grundstück 48; KG Engerwitzdorf erfolgt ausgehend vom öffentlichen Gut Grundstück 2666/1; KG Engerwitzdorf über das Grundstück 48, KG Engerwitzdorf.

Die notwendigen Vorkehrungen zur Entfernung der Holzhütte werden auf Kosten der Gemeinde Engerwitzdorf getroffen und trifft diese auch die Verpflichtung zur entschädigungslosen Entfernung des freiwerdenden Abbruchmaterials 

3. Herr ****** wohnhaft in ******, 4209 Engerwitzdorf räumt der Gemeinde Engerwitzdorf für sich und seine Rechts- und Besitznachfolger das Recht ein, auf den unter Ziffer 2 dieses Übereinkommens genannten Grundstücken der KG Engerwitzdorf ein Regenretentionsbecken (RRB EWD) und eine Geländemulde zu errichten, zu betreiben, instand zu halten und allenfalls zu erneuern. 

Herr ****** wohnhaft in ******, 4209 Engerwitzdorf räumt der Gemeinde Engerwitzdorf für sich und seine Rechts- bzw. Besitznachfolger weiters das Recht ein, über die unter Ziffer 1 und 2 dieses Übereinkommens genannten Grundstücke der KG Engerwitzdorf – in der dort beschriebenen Art und Weise - zur Errichtung, Betreuung, Wartung und Instandsetzung der oa. Anlagenteile zu fahren und zu gehen.

4. Im Einvernehmen wird vereinbart, dass zwischen Herrn ****** wohnhaft in ******, 4209 Engerwitzdorf und der Gemeinde Engerwitzdorf keine Servituts-, Flur- bzw. sonstige Entschädigungen im Rahmen der Errichtung und des laufenden Betriebs (Wartung und Instandhaltung) auf Dauer der wasserrechtlichen Bewilligung bezahlt werden.

5. Herr ****** verpflichtet sich gemäß Protokoll Nr. 12 vom 12. August 2010, dass er 50 % der Errichtungskosten für das gesamte Oberflächenwasserkanalsystem einschließlich Rückhaltebecken für die im Projekt vorgesehene Erschließung der sogenannten Kleiß-Gründe (Planbeilage 8) trägt. Vor Beginn der Baumaßnahmen ist der Gemeinde Engerwitzdorf eine Bankgarantie gemäß Kostenermittlung auf Basis des Ausschreibungsergebnisses vorzulegen.

6. Vor Inangriffnahme der Baumaßnahmen ist mit dem Grundeigentümer die genaue Situierung der Anlagenteile festzulegen und, soweit technisch vertretbar, dem Wunsch des Liegenschaftseigentümers zu entsprechen.

7. Herr ******, geb. ******, wohnhaft in ******, 4209 Engerwitzdorf erklärt sich ausdrücklich damit einverstanden, dass die Dienstbarkeit der Duldung des Regenretentionsbeckens und der Geländemulde, des uneingeschränkten Geh- und Fahrtrechtes auf der unter Ziffer 2 beschriebenen Zufahrt bis hin zum Regenretentionsbecken bzw. der Geländemulde sowie der Leitungsverlegung nach Inhalt und Umfang gem. Ziffer 2 und 3 dieses Übereinkommens ob der in der EZ 11 GB 45623 Engerwitzdorf innenliegenden Grundstücke 41, 42 und 48, als dienende Grundstücke zugunsten der Gemeinde Engerwitzdorf einverleibt werden kann.

8. Der Grundeigentümer verpflichtet sich, die zur grundbücherlichen Durchführung dieses Übereinkommens allenfalls noch erforderlichen Urkunden ordnungsgemäß zu unterfertigen und der Gemeinde Engerwitzdorf zur Verfügung zu stellen.

9. Die Kosten und Gebühren für die grundbücherliche Durchführung dieses Übereinkommens werden von der Gemeinde Engerwitzdorf getragen.

Der Ausschuss hat diesen Dienstbarkeitsvertrag eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge den vollinhaltlich verlesenen Dienstbarkeitsvertrag mit Herrn ****** beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	17.
	Ansuchen von den Liegenschaftsbesitzern Herr ******; Fam. ******; Fam. ******und Fam. ****** um einen  Kostenbeitrag für die Bodensicherungsmaßnahmen bei Ihren Liegenschaften; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl teilt mit, durch die Witterungseinflüssen 2007 (Trockenheit und Nässe) ist der Hang bei den angeführten Objekten ins Rutschen geraten. Dies wurde durch den Geologen Herrn Moser aus Gmunden festgestellt. Aufgrund des Gutachtens von Herrn Moser wurde mit der Wildbach- und Lawinenverbauung ein Sanierungskonzept für die Stabilisierung der Objekte ausgearbeitet und im April/Mai Jahr 2010 durchgeführt. Die Gesamtkosten des Projektes betrugen € 350.000,--. Der Kostenanteil der Liegenschaftsbesitzer beträgt € 65.160,--. Die oben angeführten Liegenschaftsbesitzer ersuchen um Gewährung eines höchstmöglichen Kostenzuschusses zu den verbleibenden Restkosten.

Die Gemeinde hat heuer keine finanziellen Mittel im VA vorgesehen. Ein Kostenzuschuss in Höhe von € 10.000,00 soll im Jahr 2012 in den Voranschlag aufgenommen werden. Die Aufteilung soll wie unten angeführt erfolgen.

Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge beschließen, dass den Liegenschaftsbesitzern Herr ******; Fam. ******; Fam. ****** und Fam. ******ein Zuschuss von Pauschal € 10.000,-- gewährt wird. Die Aufteilung des Zuschusses erfolgt nach einem anteilsmäßigen Prozentsatz der Sanierungskosten je Liegenschaft.

Aufteilung:

1 ****** 
( 35,56 %
€
 3.556,--

2. ****** 
( 18,79 %
€
1.879,--

3. ******
( 21,83 %
€
2.183,--

4. ******
( 23,82 %
€
2.382,--


= 100,00 %
€
10.000,--

Der Kostenzuschuss soll in den Voranschlag 2012 aufgenommen werden.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	18.
	Straßenbauprogramm 2011, Oberbau- und Asphaltierungsarbeiten, Auftragsvergabe; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl berichtet, der Ausschuss für Angelegenheiten der Infrastruktur, Wirtschaft und Umwelt hat in der Sitzung am 18.01.2011 das Straßenbauprogramm 2011 vorberaten. Die Ausschreibung der bituminösen Oberbau- und Deckarbeiten wurde im offenen Verfahren im Unterschwellenbereich durchgeführt.

Die Angebotsöffnung am 28.02.2011 ergab nach Prüfung der Angebote folgendes Ergebnis:


[image: image5.emf]Rh

g. Firma

Angebotssumme 

inkl. Ust.

1 West Asphalt StraßenbaugesmbH. aus Wels 205.673,11

2 Teerag Asdag AG, aus Linz 220.738,18

3 Granit GesmbH, aus Liezen 224.685,23

4 Strabag AG, aus Linz 226.861,48

5 Alpine Bau GmbH, aus Linz 227.926,38

6 Held & Franke BaugesmbH, aus Linz 232.884,53

7 Swietelsky BaugembH, aus Linz 235.697,52

8 Leyrer und Graf GmbH, aus Linz 236.063,18

9 Zamponi und Stallinger, Linz 236.876,04

10Malaschofsky GmbH, aus  nicht angegeben

11Mandlbauer Bau GmbH, aus  nicht angegeben

12Hasenöhrl Bau GmbH, aus  nicht angegeben

13Gebr. Haider Bauunternehmen, aus  nicht angegeben


Die Ausschreibung umfasst folgende Anlagenteile:

Deckarbeiten:

1. Steinhauserweg

2. Rosengasse und Erlenweg

3. Im Weizenfeld

4. Radenau, Adamweg und Tarockweg

5. Gallneukirchnerstraße (Zufahrt ******)

6. Gusenweg

7. Edtsdorf (Zufahrt ******– Häuser)

8. Moserweg

Gehsteige:

1. Gehsteig Au

2. Engerwitzdorf

Aufgrund der Kostenschätzung vom 05.01.2011 wurden für den ausgeschriebenen Bauumfang folgende Kosten veranschlagt: € 226.617,69 inkl. USt.

Das Angebot des Billigstbieters mit Summe € 205.673,11 inkl. USt liegt um € 20.944,58 inkl. USt = 9,0 % darunter.

Die Finanzierung der Ausschreibung der bituminösen Oberbau- und Deckarbeiten für Neubau und Sanierung sind im außerordentlichen Haushalt unter den Voranschlagsstellen 05/612540/002 und im ordentlichen Haushalt unter der Voranschlagsstelle 01/612/611 gesichert.

Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge beschließen, die Asphaltierungsarbeiten an die billigst bietende Firma West Asphalt aus Wels mit der Angebotssumme von € 205.673,11 inkl. USt (€ 171394,26 exkl. USt) zu vergeben. 

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	19.
	Wegeerhaltungsverband Oberes Mühlviertel, Bericht der Jahresabrechnung 2010

	
	 


GVM Schöffl teilt mit, der Wegeerhaltungsverband Oberes Mühlviertel hat nachstehende Jahresabrechnung für das Jahr 2010 bekannt gegeben:

1. Instandhaltung


Güterweg Burner
€
6.847,45


Güterweg Gallusberg
€
91,47


Güterweg Lachstatt
€
407,40
Güterweg Linzerberg
€
157,70


Güterweg Loitholder
€
12.483,59


Güterweg Mayr-Kellerer
€
121,96
Güterweg Niederreitern
€
206,99
Güterweg Schweinbach
€
8.958,06


Güterweg Steinreith
€
3.051,85


Güterweg Zwicklau
€
297,28
Gesamtsumme
€
32.633,75

2. laufende Instandhaltung


Güterweg Gallusberg
€
576,00
Güterweg Lachstatt
€
467,50
Güterweg Langwiesen
€
10.939,06
Güterweg Loitholder
€
656,70


Gesamtsumme
€
12.639,26

3. Katastrophenschäden

Güterweg Gallusberg
€
7.926,53


Gesamtsumme
€
7.926,53

Im Jahr 2010 wurde für diverse Arbeiten bei den Güterwegen in der Gemeinde Engerwitzdorf eine Gesamtsumme von € 53.199,54 inkl. USt bezahlt. Seitens der Gemeinde wurde an den Wegeerhaltungsverband im Jahr 2010 € 37.325,20 inkl. USt an Interessentenbeiträge für Instandhaltung und Katastrophenschäden geleistet.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge den Bericht zur Kenntnis nehmen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme
GRM Nimmervoll ist während der Abstimmung nicht im Saal.

	20.
	Winterdienstordnung für Verkehrsflächen der Gemeinde; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl führt aus, vom Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie liegt eine Richtlinie (Mindeststandard) für die Organisation und Durchführung des Winterdienstes auf Autobahnen und Landesstraßen mit verschiedenen Verkehrsaufkommen vor. Dieses Anforderungsniveau haben wir dem derzeit in der Gemeinde durchgeführten Winterdienst gegenübergestellt.

Diese Gegenüberstellung ergibt, dass der Winterdienst auf den Verkehrsflächen der Gemeinde dem Anforderungsprofil für Landesstraßen mit einer Verkehrsstärke bis 1000 Kfz innerhalb 24 Stunden entspricht bzw. über diesem Niveau liegt.

Zum Beispiel:

· Umlaufzeit:

Landesstr. ca. 12 Stunden 
Gemeinde derzeit ca. 4 bis 8 Stunden

· Winterdienstbetreuungszeitraumes

Landesstr. von 08.00 bis 20.00 Uhr
Gemeinde von 04.00 bis 22.00 Uhr

Winterdienstmaßnahmen der Gemeinde:
	Winterdienst auf Gemeindestraßen (wie Kategorie D bei Landesstraßen)

	Gefahren von Reifeglätte oder Eisglätte
	Kontrollfahrt nach Bedarf



	Leichter Schneefall, Schnee- und Eisglätte, Leichte Schneeverwehungen
	Befahrbarkeit, Streuung mit Splitt und Auftaumitteln. Geringe Beeinträchtigungen können nicht ausgeschlossen werden

	Starker Schneefall, Schneeverwehungen


	Befahrbarkeit mit Beeinträchtigung möglich, notfalls mit Schneeketten. Streuung mit Splitt und Auftaumitteln. Räumung ab Schneehöhe von 5 cm (von 04.00 bis 22.00 Uhr).

	Starke Schneeverwehungen, Lawinen, extremes Glatteis (z.B. Eisregen) Katastrophen


	Die Befahrbarkeit kann nicht gewährleistet werden. Bei außergewöhnlich großen Schneehöhen, starken Schneeverwehungen und Lawinen ist die Befahrbarkeit bis zur Beseitigung der Schneemassen nicht gewährleistet. Vorübergehende Straßensperren können auftreten. Dies gilt sinngemäß auch für extremes Glatteis, z.B. bei Eisregen, wenn das Eis mit den vorhandenen Mitteln nicht unmittelbar beseitigt werden kann. Informationen erfolgen durch die Medien und die Exekutive.

	Winterdienstbetreuungszeitraum

Umlaufzeit eines Wintersdiensteinsatzes 
	von 04.00 Uhr bis 22.00 Uhr Räum- und Streuintervalle nach Erfordernis
zwischen 4,0 und 8,0 

	Verkehrszeichen und Verkehrsleiteinrichtungen 
	Arbeiten zur Wiederherstellung der Erkennbarkeit, Lesbarkeit und Funktionstüchtigkeit von Verkehrszeichen und Verkehrsleiteinrichtungen sowie das Freimachen von Sichtfeldern werden erst nach Abschluss der Nachräumarbeiten durchgeführt Beeinträchtigungen können nicht ausgeschlossen werden


	Winterdienst auf Gemeindestraßen (wie Kategorie P2)

	Leichter Schneefall, auch in Verbindung mit Glätte durch Temperaturwechsel, Reifglätte, leichte Verwehungen
	Befahrbarkeit, Streuung mit Splitt und Auftaumitteln. Geringe Beeinträchtigungen können nicht ausgeschlossen werden



	Betreuungsart
	Räumung, Streuung mit Splitt und Auftaumitteln.

	Wintersdienstbetreuungszeitraum
	Räumung ab Schneehöhe von 5 cm (von 04.00 bis 22.00 Uhr).

	Maximale Schneehöhe
	10 cm, in der Nacht darüber

	Umlaufzeit eines Winterdiensteinsatzes
	4,5 Stunden



	Verwendete Streumittel
	Streuung mit Splitt und Auftaumitteln

	Zustand der Betreuungsflächen nach Einsatzende
	Feuchte oder trockene Fahrbahn, Vereisungsreste und Spurrillen nicht auszuschließen

	Anmerkungen
	--------------


	Winterdienst auf Gemeindestraßen (wie Kategorie P2)

	Starke Schneefälle, Schneeverwehungen


	Befahrbarkeit, Streuung mit Splitt und Auftaumitteln. Geringe Beeinträchtigungen können nicht ausgeschlossen werden

	Betreuungsart
	Räumung, Streuung mit Splitt und Auftaumitteln.

	Wintersdienstbetreuungszeitraum
	Räumung ab Schneehöhe von 5 cm (von 04.00 bis 22.00 Uhr).

	Maximale Schneehöhe
	über 20 cm, in der Nacht darüber

	Umlaufzeit eines Winterdiensteinsatzes
	5,0 – 6,0 Stunden



	Verwendete Streumittel
	Streuung mit Splitt und Auftaumitteln

	Zustand der Betreuungsflächen nach Einsatzende
	Feuchte oder trockene Fahrbahn, Vereisungsreste und Spurrillen nicht auszuschließen

	Anmerkungen
	--------------


	Winterdienst auf Gemeindestraßen (wie Kategorie P2)

	Extremes Glatteis (z.B. Eisregen, gefrierender Regen)
	Befahrbarkeit, geringe Beeinträchtigungen können nicht ausgeschlossen werden

	Betreuungsart
	Räumung, Streuung mit Splitt und Auftaumitteln.

	Wintersdienstbetreuungszeitraum
	Nach Bedarf

	Behinderungen
	Behinderungen durch Eisglätte zu erwarten

	Umlaufzeit eines Winterdiensteinsatzes
	4,5 – 5,0 Stunden



	Verwendete Streumittel
	Streuung Auftaumitteln und Splitt

	Zustand der Betreuungsflächen nach Einsatzende
	Feuchte oder trockene Fahrbahn, Vereisungsreste und Spurrillen nicht auszuschließen


	Winterdienst auf Gemeindestraßen (wie Kategorie P2)

	Lang anhaltende Schneefälle, länger als zwei Tage durchgehender starker Schneefall, verbunden mit Schneeverwehungen und Eisglätte, ggf. auch Lawinenabgänge
	Befahrbarkeit teilwiese mit Schneeketten, Beeinträchtigungen können nicht ausgeschlossen werden



	Betreuungsart
	Räumung, Streuung mit Splitt und Auftaumitteln.

	Wintersdienstbetreuungszeitraum
	Von 04.00 Uhr bis 22.00 Uhr

	Maximale Schneehöhen
	Kein Limit

	Umlaufzeit eines Winterdiensteinsatzes
	6,0 – 8,0 Stunden



	Verwendete Streumittel
	Streuung Auftaumitteln und Splitt

	Zustand der Betreuungsflächen nach Einsatzende
	Befahrbarkeit wird angestrebt, Behinderungen durch Schneereste zu erwarten

	Anmerkungen
	---------


Den Gemeinderatsmitgliedern wurde vorstehende Gegenüberstellung ausgefolgt.
Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge die angeführte Winterdienstordnung beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

Bürgermeister Schimböck übergibt für die Punkte 21 bis 24 den Vorsitz an Vizebürgermeister Dr. Schalk.

	21.
	******, 4209 Engerwitzdorf; Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010 betreffend die Vorschreibung einer ergänzenden Wasserleitungsanschlussgebühr  für die Errichtung eines Carports und Ausbau des Dachgeschoßes; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl erläutert, mit Schreiben vom 10.01.2011 haben die Ehegatten ******, 4209 Engerwitzdorf, gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010 Zl.: 8500-010.000-7425-2010 BmFl, betreffend die Vorschreibung einer ergänzenden Wasserleitungsanschlussgebühr für den Dachgeschoßausbau und ein Carport in Höhe von € 1.801,01 Berufung eingebracht. Die Bemessungsgrundlage für das Carport betrug 28 m² und für den Dachgeschoßausbau 116 m².

Sie begründen Ihre Berufung damit, dass die Wasserleitungsanschlussgebühr hinsichtlich der für das Carport verrechneten Fläche nicht gerechtfertigt bzw. unrichtig sei. Im Bauverfahren ist laut Baubeschreibung als bebaute Fläche die Fläche innerhalb der Stützen mit 20,9 m² angeführt. 

Aufgrund der rechtswirksamen Wassergebührenordnung vom 11.12.2008 sind überdachte Stellplätze und Garagen in die Bemessungsgrundlage für die Wasserleitungsanschlussgebühr mit einzubeziehen.

Laut Rechtsauskunft vom 22.09.2010, IKD(Gem)-542347/26-2010-Ram/en, ist gemäß § 2 Z. 9 Oö. Bautechniksgesetz unter "bebaute Fläche" jener Grundstücksteil zu verstehen, welcher von den äußersten Begrenzungen des Grundrisses einer über das Gelände hinausragenden baulichen Anlage bedeckt wird. Bei Schutzdächern, wie zB. bei einem Carport, ist die überdachte Fläche als bebaute Fläche heranzuziehen. Demnach ergab die Berechnung der Bemessungsgrundlage entsprechend dem genehmigten Einreichplan eine überdachte Fläche von 28 m². Die Vorschreibung der ergänzenden Wasserleitungsanschlussgebühr erfolgte daher verordnungs- und gesetzeskonform, sodass der Berufung keine Folge zu geben ist.

Bescheid

Über die von den Ehegatten ******, 4209 Engerwitzdorf rechtzeitig eingebrachte Berufung vom 10.01.2011 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010, Zl.: 8500-010.000-7425-2010 BmFl, betreffend die Vorschreibung einer ergänzenden Wasserleitungsanschlussgebühr, ergeht aufgrund des vom Gemeinderat in der Sitzung am 17.03.2011 gefassten Beschlusses nachstehender

Spruch

Gem. § 198 BAO iVm den §§ 1 bis 3 der Wassergebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf vom 11.12.2008 wird für die Errichtung eines Carports und Ausbau des Dachgeschoßes eine ergänzende Wasseranschlussgebühr wie folgt vorgeschrieben:

Bemessungsgrundlage 144 m² x € 12,507 ergibt € 1.801,01. 

Im Übrigen wird Ihre Berufung vom 10.01.2011 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 7.12.2010, Zl 8500-010.000-7425-2010, abgewiesen und der oben genannte Bescheid des Bürgermeisters bestätigt.

Rechtsgrundlagen:

§ 249 Abs. 1, § 288 Abs. 1 und § 289 Abs. 2BAO BGBl. I Nr. 111/2010 

§ 95 Abs. 1 der OÖ. Gemo. 1990 idF LGBL. 102/2009

§ 3 Abs. 2c und 4b der Wassergebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf vom 11.12.2008.

Begründung:
Die Ehegatten ******haben aufgrund des Baubewilligungsbescheides vom 16.12.2008, Zl. 0300-082.046-8458-2008, auf Ihrer Liegenschaft ******, Parz. 3/16, KG. Klendorf ein Carport und mit Bauanzeige vom 26.08.2010 einen Dachgeschoßausbau errichtet.

Mit Bescheid vom 07.12.2010, Zl. 8500-010.000-7425-2010 BmFl, wurde den Berufungswerbern nach Durchführung eines Ermittlungsverfahrens die ergänzende Wasserleitungsanschlussgebühr gemäß § 3 Abs. 2c und Abs. 4b der Wassergebührenordnung für den Dachgeschoßausbau und ein Carport in Höhe von € 1.801,01 vorgeschrieben. Die Bemessungsgrundlage für das Carport betrug 28 m² und für den Dachgeschoßausbau 116 m².

Bereits im Ermittlungsverfahren zum Bescheid vom 07.12.2010 haben die Ehegatten ****** gegen die Bemessungsgrundlage beim Carport von 28 m² eingewendet, dass die bebaute Fläche laut Baubeschreibung von 20,90 m² und nicht die überdachte Fläche der Vorschreibung und Berechnung der Anschlussgebühr zugrunde zu legen wäre. Diese 20,90 m² entsprechen der Fläche innerhalb der Stützen.

Unter einer bebauten Fläche ist gem. § 2 Z 9 Oö. BauTG jener Grundstücksteil zu verstehen, welcher von den äußeren Begrenzungen des Grundrisses einer über das Gelände hinausragenden baulichen Anlage bedeckt wird. Aus dem Wort „äußersten“ lässt sich ableiten, dass bei Schutzdächern die überdachte Fläche als bebaute Fläche heranzuziehen ist. Dies gilt gleichermaßen für Baubewilligungs- bzw. Anzeigeverfahren sowie bei der Bemessung von (ergänzenden) Anschlussgebühren. Es war daher die überdachte Fläche des Carports im Ausmaß von 28 m² der Berechnung zugrundezulegen

Mit Schreiben vom 10.01.2011 haben die Berufungswerber innerhalb der Rechtsmittelfrist gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010 Berufung eingebracht und diese mit gleichem Inhalt wie im Ermittlungsverfahren hinsichtlich der zu hohen Bemessungsgrundlage für das Carport begründet.

Hierüber hat die Berufungsbehörde folgendes erwogen: 

Aufgrund der rechtswirksamen Wassergebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf vom 11.12.2008 ist gemäß § 3 Abs. 4b bei Änderung eines angeschlossenen Gebäudes durch Auf-, Zu-, Ein- oder Umbau die Wasserleitungsanschlussgebühr in dem Umfang zu entrichten, als gegenüber dem bisherigen Zustand eine Vergrößerung der Berechnungsgrundlage gemäß § 3 Abs. 2 der Wassergebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf gegeben ist. Weiters sind gemäß § 3 Abs. 3c überdachte Stellplätze in die Bemessungsgrundlage für die Wasserleitungsanschlussgebühr miteinzubeziehen, wobei laut angeführter Rechtsauskunft vom 22.09.2010 bei überdachten Stellplätzen, z.B. Carports, die überdachte Fläche als bebaute Fläche und nicht die von den Berufungswerbern eingewendete bebaute Fläche innerhalb der Stützen laut Baubeschreibung heranzuziehen ist. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden 

Vorstellungsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid ist gemäß § 102 OÖ. Gemeindeordnung 1990 idF LGBL. 102/2009 die Vorstellung an die Aufsichtsbehörde zulässig. Die Vorstellung ist innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich, telegrafisch, fernschriftlich oder sonst automationsunterstützt beim Gemeindeamt einzubringen. Sie hat den Bescheid zu bezeichnen gegen den sie sich richtet und einen begründeten Antrag zu enthalten.

Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge den vollinhaltlich verlesenen Berufungsbescheid gegen Herrn und Frau ******, 4209 Engerwitzdorf, beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	22.
	******, 4209 Engerwitzdorf; Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010 betreffend die Vorschreibung einer ergänzenden Kanalanschlussgebühr  für die Errichtung eines Carports und Ausbau des Dachgeschoßes; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl führt aus, mit Schreiben vom 10.01.2011 haben die Ehegatten ******, 4209 Engerwitzdorf, gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010 Zl.: 8510-010.000-7426-2010 BmFl, betreffend die Vorschreibung einer ergänzenden Kanalanschlussgebühr für den Dachgeschoßausbau und ein Carport in Höhe von € 3.004,85 Berufung eingebracht. Die Bemessungsgrundlage für das Carport betrug 28 m² und für den Dachgeschoßausbau 116 m².

Sie begründen Ihre Berufung damit, dass die Kanalanschlussgebühr hinsichtlich der für das Carport verrechneten Fläche nicht gerechtfertigt bzw. unrichtig sei. Im Bauverfahren ist laut Baubeschreibung als bebaute Fläche die Fläche innerhalb der Stützen mit 20,9 m² (26,5 m² - 5,6 m² Holzlager) angeführt. 

Aufgrund der rechtswirksamen Kanalgebührenordnung vom 11.12.2008 sind überdachte Stellplätze und Garagen in die Bemessungsgrundlage für die Kanalanschlussgebühr mit einzubeziehen.

Laut Rechtsauskunft vom 22.09.2010, IKD(Gem)-542347/26-2010-Ram/en, ist gemäß § 2 Z. 9 Oö. Bautechnikgesetz unter "bebaute Fläche" jener Grundstücksteil zu verstehen, welcher von den äußersten Begrenzungen des Grundrisses einer über das Gelände hinausragenden baulichen Anlage bedeckt wird. Bei Schutzdächern, wie zB. bei einem Carport, ist die überdachte Fläche als bebaute Fläche heranzuziehen. Demnach ergab die Berechnung der Bemessungsgrundlage entsprechend dem genehmigten Einreichplan eine überdachte Fläche von 28 m². 

Weiters beziehen sie sich in ihrer Berufung auf den § 3 Abs 2 lit e) der Kanalgebührenordnung, der wie folgt lautet: Erfolgt bei einem Bauwerk nur die Ableitung von Niederschlagswässern (Dachwässer) in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage, so beträgt die Anschlussgebühr 50 % der Bemessungsgrundlage nach Abs. 2.

Unter § 3 Abs. 2 lit. c) ist allerdings bereits eindeutig erläutert, dass Garagen und überdachte Stellplätze, unabhängig, ob sie an das Hauptgebäude angebaut oder freistehend sind, in die Bemessungsgrundlage mit einbezogen werden. Der 50 %ig Abschlag gilt somit für Garagen und überdachte Stellplätze nicht, sondern nur für alle weiteren Gebäude wie z.B. Gerätehütten, etc., die in der Verordnung nicht gesondert angeführt sind.

Die Vorschreibung der ergänzenden Kanalanschlussgebühr erfolgte daher verordnungs- und gesetzeskonform, sodass der Berufung keine Folge zu geben ist.

Bescheid

Über die von den Ehegatten ******, 4209 Engerwitzdorf rechtzeitig eingebrachte Berufung vom 10.01.2011 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010, Zl.: 8510-010.000-7426-2010 BmFl, betreffend die Vorschreibung einer ergänzenden Kanalanschlussgebühr, ergeht aufgrund des vom Gemeinderat in der Sitzung am 17.03.2011 gefassten Beschlusses nachstehender

Spruch

Gem. § 198 BAO iVm den §§ 1 bis 3 der Kanalgebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf vom 11.12.2008 wird für die Errichtung eines Carports und Ausbau des Dachgeschoßes eine ergänzende Kanalanschlussgebühr wie folgt vorgeschrieben:

Bemessungsgrundlage 144 m² x € 20,867 ergibt € 3.004,85. 

Im Übrigen wird Ihre Berufung vom 10.01.2011 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010, Zl 8510-010.000-7426-2010, abgewiesen und der oben genannte Bescheid des Bürgermeisters bestätigt.

Rechtsgrundlagen:

§ 249 Abs. 1, § 288 Abs. 1 und § 289 Abs. 2BAO BGBl. I Nr. 111/2010 

§ 95 Abs. 1 der OÖ. Gemo. 1990 idF LGBL. 102/2009

§ 3 Abs. 2c und 4b der Kanalgebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf vom 11.12.2008.

Begründung:
Die Ehegatten ******haben aufgrund des Baubewilligungsbescheides vom 16.12.2008, Zl. 0300-082.046-8458-2008, auf Ihrer Liegenschaft ******, Parz. 3/16, KG. Klendorf, ein Carport und mit Bauanzeige vom 26.08.2010 einen Dachgeschoßausbau errichtet.

Mit Bescheid vom 07.12.2010, Zl. 8510-010.000-7426-2010 BmFl, wurde den Berufungswerbern nach Durchführung eines Ermittlungsverfahrens die ergänzende Kanalanschlussgebühr gemäß § 3 Abs. 3c und Abs. 4b der Kanalgebührenordnung für den Dachgeschoßausbau und ein Carport in Höhe von € 3.004,85 vorgeschrieben. Die Bemessungsgrundlage für das Carport betrug 28 m² und für den Dachgeschoßausbau 116 m².

Bereits im Ermittlungsverfahren zum Bescheid vom 07.12.2010 haben die Ehegatten ****** gegen die Bemessungsgrundlage beim Carport von 28 m² eingewendet, dass die bebaute Fläche laut Baubeschreibung von 20,90 m² und nicht die überdachte Fläche der Vorschreibung und Berechnung der Anschlussgebühr zugrunde zu legen wäre. Diese 20,90 m² entsprechen der Fläche innerhalb der Stützen.

Unter einer bebauten Fläche ist gem. § 2 Z 9 Oö. BauTG jener Grundstücksteil zu verstehen, welcher von den äußeren Begrenzungen des Grundrisses einer über das Gelände hinausragenden baulichen Anlage bedeckt wird. Aus dem Wort „äußersten“ lässt sich ableiten, dass bei Schutzdächern die überdachte Fläche als bebaute Fläche heranzuziehen ist. Dies gilt gleichermaßen für Baubewilligungs- bzw. Anzeigeverfahren sowie bei der Bemessung von (ergänzenden) Anschlussgebühren. Es war daher die überdachte Fläche des Carports im Ausmaß von 28 m² der Berechnung zugrundezulegen

Mit Schreiben vom 10.01.2011 haben die Berufungswerber innerhalb der Rechtsmittelfrist gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010 Berufung eingebracht und diese mit gleichem Inhalt wie im Ermittlungsverfahren hinsichtlich der zu hohen Bemessungsgrundlage für das Carport begründet.

Hierüber hat die Berufungsbehörde folgendes erwogen: 

Aufgrund der rechtswirksamen Kanalgebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf vom 11.12.2008 ist gemäß § 3 Abs. 4b bei Änderung eines angeschlossenen Gebäudes durch Auf-, Zu-, Ein- oder Umbau die Kanalanschlussgebühr in dem Umfang zu entrichten, als gegenüber dem bisherigen Zustand eine Vergrößerung der Berechnungsgrundlage gemäß § 3 Abs. 2 der Kanalgebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf gegeben ist. Weiters sind gemäß § 3 Abs. 3c überdachte Stellplätze in die Bemessungsgrundlage für die Kanalanschlussgebühr miteinzubeziehen, wobei laut angeführter Rechtsauskunft vom 22.09.2010 bei überdachten Stellplätzen, z.B. Carports, die überdachte Fläche als bebaute Fläche und nicht die von den Berufungswerbern eingewendete bebaute Fläche innerhalb der Stützen laut Baubeschreibung heranzuziehen ist. 

Zum 50 % igen Abschlag bei Bauwerken bei denen nur die Ableitung von Niederschlagswässern (Dachwässern) in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage erfolgt, stellen wir folgendes fest:

Unter § 3 Abs. 2 lit. c) Kanalgebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf ist eindeutig erläutert, dass alle Garagen und Carports, unabhängig, ob sie an das Hauptgebäude angebaut oder freistehend sind, in die Bemessungsgrundlage mit einbezogen werden. Der 50 % ige Abschlag laut § 3 Abs. 2 lit. e) gilt somit für Garagen und Carports nicht, sondern nur für alle weiteren Gebäude, wie z.B. Gerätehütten, etc., die in der Verordnung nicht gesondert angeführt sind.


Es war daher spruchgemäß zu entscheiden 

Vorstellungsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid ist gemäß § 102 OÖ. Gemeindeordnung 1990 idF LGBL. 102/2009 die Vorstellung an die Aufsichtsbehörde zulässig. Die Vorstellung ist innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich, telegrafisch, fernschriftlich oder sonst automationsunterstützt beim Gemeindeamt einzubringen. Sie hat den Bescheid zu bezeichnen gegen den sie sich richtet und einen begründeten Antrag zu enthalten.

Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge den vollinhaltlich verlesenen Berufungsbescheid gegen Herrn und Frau ******, 4209 Engerwitzdorf, beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	23.
	******, 4209 Engerwitzdorf; Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010 betreffend die Vorschreibung einer ergänzenden Wasserleitungsanschlussgebühr  für die Errichtung eines Carports; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl erläutert, mit Schreiben vom 11.01.2011 haben Herr ******, 4209 Engerwitzdorf, gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010 Zl.: 8500-010.000-7434-2010 BmFl, betreffend die Vorschreibung einer ergänzenden Wasserleitungsanschlussgebühr für die Errichtung Carport in Höhe von € 812,96 Berufung eingebracht. Die Bemessungsgrundlage für das Carport betrug 65 m².

Sie begründen Ihre Berufung damit, dass die Wasserleitungsanschlussgebühr hinsichtlich der für das Carport verrechneten Fläche nicht gerechtfertigt bzw. unrichtig sei. Im Bauverfahren ist laut Baubeschreibung als bebaute Fläche die Fläche innerhalb der Stützen mit 32 m² angeführt. 

Aufgrund der rechtswirksamen Wassergebührenordnung vom 11.12.2008 sind überdachte Stellplätze und Garagen in die Bemessungsgrundlage für die Wasserleitungsanschlussgebühr mit einzubeziehen.

Laut Rechtsauskunft vom 22.09.2010, IKD(Gem)-542347/26-2010-Ram/en, ist gemäß § 2 Z. 9 Oö. Bautechnikgesetz unter "bebaute Fläche" jener Grundstücksteil zu verstehen, welcher von den äußersten Begrenzungen des Grundrisses einer über das Gelände hinausragenden baulichen Anlage bedeckt wird. Bei Schutzdächern, wie zB. bei einem Carport, ist die überdachte Fläche als bebaute Fläche heranzuziehen. Demnach ergab die Berechnung der Bemessungsgrundlage entsprechend dem genehmigten Einreichplan eine überdachte Fläche von 65 m². Die Vorschreibung der ergänzenden Wasserleitungsanschlussgebühr erfolgte daher verordnungs- und gesetzeskonform, sodass der Berufung keine Folge zu geben ist.

Bescheid

Über die von ******, 4209 Engerwitzdorf rechtzeitig eingebrachte Berufung vom 11.01.2011 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010, Zl.: 8500-010.000-7434-2010 BmFl, betreffend die Vorschreibung einer ergänzenden Wasserleitungsanschlussgebühr, ergeht aufgrund des vom Gemeinderat in der Sitzung am 17.03.2011 gefassten Beschlusses nachstehender

Spruch

Gem. § 198 BAO iVm den §§ 1 bis 3 der Wassergebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf vom 11.12.2008 wird für die Errichtung eines Carports eine ergänzende Wasseranschlussgebühr wie folgt vorgeschrieben:

Bemessungsgrundlage 65 m² x € 12,507 ergibt € 812,96. 

Im Übrigen wird Ihre Berufung vom 11.01.2011 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010, Zl 8500-010.000-7434-2010, abgewiesen und der oben genannte Bescheid des Bürgermeisters bestätigt.

Rechtsgrundlagen:

§ 249 Abs. 1, § 288 Abs. 1 und § 289 Abs. 2BAO BGBl. I Nr. 111/2010 

§ 95 Abs. 1 der OÖ. Gemo. 1990 idF LGBL. 102/2009

§ 3 Abs. 2c und 4b der Wassergebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf vom 11.12.2008.

Begründung:
****** haben aufgrund des Baubewilligungsbescheides vom 16.12.2008, Zl. 0300-082.046-8458-2008, auf Ihrer Liegenschaft Landlweg 10, Parz. 3/7, KG. Klendorf, ein Carport errichtet.

Mit Bescheid vom 07.12.2010, Zl. 8500-010.000-7434-2010 BmFl, wurde den Berufungswerbern nach Durchführung eines Ermittlungsverfahrens die ergänzende Wasserleitungsanschlussgebühr gemäß § 3 Abs. 3c und Abs. 4b der Wasserleitungsordnung für ein Carport in Höhe von € 812,96 vorgeschrieben. Die Bemessungsgrundlage für das Carport betrug 65 m².

Bereits im Ermittlungsverfahren zum Bescheid vom 07.12.2010 hat Familie ****** gegen die Bemessungsgrundlage beim Carport von 65 m² eingewendet, dass die bebaute Fläche laut Baubeschreibung von 32 m² und nicht die überdachte Fläche der Vorschreibung und Berechnung der Anschlussgebühr zugrunde zu legen wäre. Diese 32 m² entsprechen der Fläche innerhalb der Stützen.

Unter einer bebauten Fläche ist gem. § 2 Z 9 Oö. BauTG jener Grundstücksteil zu verstehen, welcher von den äußeren Begrenzungen des Grundrisses einer über das Gelände hinausragenden baulichen Anlage bedeckt wird. Aus dem Wort „äußersten“ lässt sich ableiten, dass bei Schutzdächern die überdachte Fläche als bebaute Fläche heranzuziehen ist. Dies gilt gleichermaßen für Baubewilligungs- bzw. Anzeigeverfahren sowie bei der Bemessung von (ergänzenden) Anschlussgebühren. Es war daher die überdachte Fläche des Carports im Ausmaß von 65 m² der Berechnung zugrundezulegen

Mit Schreiben vom 11.01.2011 haben die Berufungswerber innerhalb der Rechtsmittelfrist gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010 Berufung eingebracht und diese mit gleichem Inhalt wie im Ermittlungsverfahren hinsichtlich der zu hohen Bemessungsgrundlage für das Carport begründet.

Hierüber hat die Berufungsbehörde folgendes erwogen: 

Aufgrund der rechtswirksamen Wassergebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf vom 11.12.2008 ist gemäß § 3 Abs. 4b bei Änderung eines angeschlossenen Gebäudes durch Auf-, Zu-, Ein- oder Umbau die Wasserleitungsanschlussgebühr in dem Umfang zu entrichten, als gegenüber dem bisherigen Zustand eine Vergrößerung der Berechnungsgrundlage gemäß § 3 Abs. 2 der Wassergebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf gegeben ist. Weiters sind gemäß § 3 Abs. 3c überdachte Stellplätze in die Bemessungsgrundlage für die Wasserleitungsanschlussgebühr miteinzubeziehen, wobei laut angeführter Rechtsauskunft vom 22.09.2010 bei überdachten Stellplätzen, z.B. Carports, die überdachte Fläche als bebaute Fläche und nicht die von den Berufungswerbern eingewendete bebaute Fläche innerhalb der Stützen laut Baubeschreibung heranzuziehen ist. 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden 

Vorstellungsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid ist gemäß § 102 OÖ. Gemeindeordnung 1990 idF LGBL. 102/2009 die Vorstellung an die Aufsichtsbehörde zulässig. Die Vorstellung ist innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich, telegrafisch, fernschriftlich oder sonst automationsunterstützt beim Gemeindeamt einzubringen. Sie hat den Bescheid zu bezeichnen gegen den sie sich richtet und einen begründeten Antrag zu enthalten.

Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge den vollinhaltlich verlesenen Berufungsbescheid gegen Herrn ******, Frau ******und Frau ******, 4209 Engerwitzdorf, beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	24.
	******, 4209 Engerwitzdorf; Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010 betreffend die Vorschreibung einer ergänzenden Kanalanschlussgebühr  für die Errichtung eines Carports; Beschlussfassung

	
	 


GVM Schöffl führt aus, mit Schreiben vom 11.01.2011 haben ******, 4209 Engerwitzdorf, gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010 Zl.: 8510-010.000-7435-2010 BmFl, betreffend die Vorschreibung einer ergänzenden Kanalanschlussgebühr für die Errichtung eines Carports in Höhe von € 1.356,36 Berufung eingebracht. Die Bemessungsgrundlage für das Carport betrug 65 m².

Sie begründen Ihre Berufung damit, dass die Kanalanschlussgebühr hinsichtlich der für das Carport verrechneten Fläche nicht gerechtfertigt bzw. unrichtig sei. Im Bauverfahren ist laut Baubeschreibung als bebaute Fläche die Fläche innerhalb der Stützen mit 32 m² angeführt. 

Aufgrund der rechtswirksamen Kanalgebührenordnung vom 11.12.2008 sind überdachte Stellplätze und Garagen in die Bemessungsgrundlage für die Kanalanschlussgebühr mit einzubeziehen.

Laut Rechtsauskunft vom 22.09.2010, IKD(Gem)-542347/26-2010-Ram/en, ist gemäß § 2 Z. 9 Oö. Bautechnikgesetz unter "bebaute Fläche" jener Grundstücksteil zu verstehen, welcher von den äußersten Begrenzungen des Grundrisses einer über das Gelände hinausragenden baulichen Anlage bedeckt wird. Bei Schutzdächern, wie zB. bei einem Carport, ist die überdachte Fläche als bebaute Fläche heranzuziehen. Demnach ergab die Berechnung der Bemessungsgrundlage entsprechend dem genehmigten Einreichplan eine überdachte Fläche von 65 m². 

Weiters beziehen sie sich in ihrer Berufung auf den § 3 Abs 2 lit e) der Kanalgebührenordnung, der wie folgt lautet: Erfolgt bei einem Bauwerk nur die Ableitung von Niederschlagswässern (Dachwässer) in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage, so beträgt die Anschlussgebühr 50 % der Bemessungsgrundlage nach Abs. 2.

Unter § 3 Abs. 2 lit. c) ist allerdings bereits eindeutig erläutert, dass Garagen und überdachte Stellplätze, unabhängig, ob sie an das Hauptgebäude angebaut oder freistehend sind, in die Bemessungsgrundlage mit einbezogen werden. Der 50 %ig Abschlag gilt somit für Garagen und überdachte Stellplätze nicht, sondern nur für alle weiteren Gebäude wie z.B. Gerätehütten, etc., die in der Verordnung nicht gesondert angeführt sind.

Die Vorschreibung der ergänzenden Kanalanschlussgebühr erfolgte daher verordnungs- und gesetzeskonform, sodass der Berufung keine Folge zu geben ist.

Bescheid

Über die von ******, 4209 Engerwitzdorf, rechtzeitig eingebrachte Berufung vom 11.01.2011 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010, Zl.: 8510-010.000-7435-2010 BmFl, betreffend die Vorschreibung einer ergänzenden Kanalanschlussgebühr, ergeht aufgrund des vom Gemeinderat in der Sitzung am 17.03.2011 gefassten Beschlusses nachstehender

Spruch

Gem. § 198 BAO iVm den §§ 1 bis 3 der Kanalgebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf vom 11.12.2008 wird für die Errichtung eines Carports eine ergänzende Kanalanschlussgebühr wie folgt vorgeschrieben:

Bemessungsgrundlage 65 m² x € 20,867 ergibt € 1.356,36. 

Im Übrigen wird Ihre Berufung vom 11.01.2011 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010, Zl 8510-010.000-7435-2010, abgewiesen und der oben genannte Bescheid des Bürgermeisters bestätigt.

Rechtsgrundlagen:

§ 249 Abs. 1, § 288 Abs. 1 und § 289 Abs. 2BAO BGBl. I Nr. 111/2010 

§ 95 Abs. 1 der OÖ. Gemo. 1990 idF LGBL. 102/2009

§ 3 Abs. 2c und 4b der Kanalgebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf vom 11.12.2008.

Begründung:
****** haben aufgrund des Baubewilligungsbescheides vom 16.12.2008, Zl. 0300-082.046-8458-2008, auf Ihrer Liegenschaft ******, Parz. 3/7, KG. Klendorf, ein Carport errichtet.

Mit Bescheid vom 07.12.2010, Zl. 8510-010.000-7435-2010 BmFl, wurde den Berufungswerbern nach Durchführung eines Ermittlungsverfahrens die ergänzende Kanalanschlussgebühr gemäß § 3 Abs. 3c und Abs. 4b der Kanalgebührenordnung für ein Carport in Höhe von € 1.356,36 vorgeschrieben. Die Bemessungsgrundlage für das Carport betrug 65 m².

Bereits im Ermittlungsverfahren zum Bescheid vom 07.12.2010 hat Familie ****** gegen die Bemessungsgrundlage beim Carport von 65 m² eingewendet, dass die bebaute Fläche laut Baubeschreibung von 32 m² und nicht die überdachte Fläche der Vorschreibung und Berechnung der Anschlussgebühr zugrunde zu legen wäre. Diese 32 m² entsprechen der Fläche innerhalb der Stützen.

Unter einer bebauten Fläche ist gem. § 2 Z 9 Oö. BauTG jener Grundstücksteil zu verstehen, welcher von den äußeren Begrenzungen des Grundrisses einer über das Gelände hinausragenden baulichen Anlage bedeckt wird. Aus dem Wort „äußersten“ lässt sich ableiten, dass bei Schutzdächern die überdachte Fläche als bebaute Fläche heranzuziehen ist. Dies gilt gleichermaßen für Baubewilligungs- bzw. Anzeigeverfahren sowie bei der Bemessung von (ergänzenden) Anschlussgebühren. Es war daher die überdachte Fläche des Carports im Ausmaß von 65 m² der Berechnung zugrundezulegen

Mit Schreiben vom 11.01.2011 haben die Berufungswerber innerhalb der Rechtsmittelfrist gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 07.12.2010 Berufung eingebracht und diese mit gleichem Inhalt wie im Ermittlungsverfahren hinsichtlich der zu hohen Bemessungsgrundlage für das Carport begründet.

Hierüber hat die Berufungsbehörde folgendes erwogen: 

Aufgrund der rechtswirksamen Kanalgebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf vom 11.12.2008 ist gemäß § 3 Abs. 4b bei Änderung eines angeschlossenen Gebäudes durch Auf-, Zu-, Ein- oder Umbau die Kanalanschlussgebühr in dem Umfang zu entrichten, als gegenüber dem bisherigen Zustand eine Vergrößerung der Berechnungsgrundlage gemäß § 3 Abs. 2 der Kanalgebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf gegeben ist. Weiters sind gemäß § 3 Abs. 3c überdachte Stellplätze in die Bemessungsgrundlage für die Kanalanschlussgebühr miteinzubeziehen, wobei laut angeführter Rechtsauskunft vom 22.09.2010 bei überdachten Stellplätzen, z.B. Carports, die überdachte Fläche als bebaute Fläche und nicht die von den Berufungswerbern eingewendete bebaute Fläche innerhalb der Stützen laut Baubeschreibung heranzuziehen ist. 

Zum 50 % igen Abschlag bei Bauwerken bei denen nur die Ableitung von Niederschlagswässern (Dachwässern) in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage erfolgt, stellen wir folgendes fest:

Unter § 3 Abs. 2 lit. c) Kanalgebührenordnung der Gemeinde Engerwitzdorf ist eindeutig erläutert, dass alle Garagen und Carports, unabhängig, ob sie an das Hauptgebäude angebaut oder freistehend sind, in die Bemessungsgrundlage mit einbezogen werden. Der 50 % ige Abschlag laut § 3 Abs. 2 lit. e) gilt somit für Garagen und Carports nicht, sondern nur für alle weiteren Gebäude, wie z.B. Gerätehütten, etc., die in der Verordnung nicht gesondert angeführt sind.


Es war daher spruchgemäß zu entscheiden 

Vorstellungsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid ist gemäß § 102 OÖ. Gemeindeordnung 1990 idF LGBL. 102/2009 die Vorstellung an die Aufsichtsbehörde zulässig. Die Vorstellung ist innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung dieses Bescheides schriftlich, telegrafisch, fernschriftlich oder sonst automationsunterstützt beim Gemeindeamt einzubringen. Sie hat den Bescheid zu bezeichnen gegen den sie sich richtet und einen begründeten Antrag zu enthalten.

Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Schöffl stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge den vollinhaltlich verlesenen Berufungsbescheid gegen Herrn ******, Frau ****** und Frau ******, 4209 Engerwitzdorf, beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

Bürgermeister Schimböck übernimmt wieder den Vorsitz.

	25.
	******, 4209 Engerwitzdorf; Ansuchen um Änderung des Flächenwidmungsplanes betreffend die Schaffung einer Sonderausweisung gemäß § 30 Abs. 8 Oö. Raumordnungsgesetz für die Objekte Zinngießing 1 und 14 zum Einbau von 6 Wohneinheiten; Grundsatzbeschlussfassung

	
	 


Dieser Tagesordnungspunkt wurde zu Beginn der Sitzung von der Tagesordnung abgesetzt.
	26.
	Flächenwidmungsplan Nr. 5/2002; Änderung Nr. 108 (Haid 13 -Ersatzbau); Beschlussfassung

	
	 


GVM Reichör informiert, die Ehegatten ****** beabsichtigen, das nicht mehr den zeitgemäßen Anforderungen entsprechende Wohnobjekt ******auf dem Grundstück Parzelle 189, KG. Klendorf teilweise neu zu errichten. Das Objekt war bis zur letzten Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes als Sternchenbau ausgewiesen. Das bereits vor 1900 errichtete Objekt war immer bewohnt und ist an die öffentliche Wasserversorgungsanlage sowie an den öffentlichen Kanal angeschlossen. Die verkehrsmäßige Aufschließung erfolgt über einen öffentlichen Weg. Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 16.12.2010 den Grundsatzbeschluss für die neuerliche Ausweisung als „Sternchenbau“ gefasst.

Im Vorverfahren hat die Abt. Raumordnung mitgeteilt, dass die nachträgliche Widmung der Liegenschaft ******als Wohnhaus im Grünland „Sternchenbau“ aus raumordnungsrechtlicher Sicht fragwürdig ist, weil diese Widmung nur aufgrund vorliegender Bauplatz- bzw. Baubewilligungen möglich ist. Da das Objekt aufgrund des Erscheinungsbildes als ehemals landwirtschaftlich genutztes Objekt zu qualifizieren ist, wäre eine Sonderausweisung als „Ersatzbau“ gemäß § 30 Abs. 8a Oö. Raumordnungsgesetz eher möglich.

Der Ausschuss hat den Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten

GVM Reichör stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge aus den angeführten Gründen beschließen, das Objekt ****** nunmehr als „Ersatzbau“ gemäß § 30 Abs. 8a Oö. Raumordnungsgesetz im Flächenwidmungsplan auszuweisen, weil die gesetzlichen Vorgaben hiefür gegeben sind. Planungsziele und Festlegungen im verordneten örtlichen Entwicklungskonzept stehen nicht entgegen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	27.
	Änderung des Flächenwidmungsplanes betreffend die Erweiterung des Betriebsbaugebietes in Langwiesen im Bereich der Parzelle 1614/1, KG. Engerwitzdorf (******) im Ausmaß von ca. 3400 m²; Grundsatzbeschlussfassung

	
	 


GVM Reichör berichtet, diese Flächenwidmungsplanänderung betrifft das Grundstück 1614/1, KG. Engerwitzdorf in Langwiesen im Ausmaß von 3.445 m², welches von Grünland zu „Betriebsbaugebiet“ umgewidmet werden soll. Geplant ist die Schaffung von 2 Bauplätzen im Ausmaß von ca. 1200 m² und 2200 m² für einen Handelsbetrieb aus Katsdorf und eine Elektro- u. Heizungstechnikfirma aus Linz.

Die technische Infrastruktur ist vorhanden, die Übereinstimmung mit den Festlegungen im verordneten Örtlichen Entwicklungskonzept ist gegeben. Die verkehrsmäßige Aufschließung erfolgt über den Güterweg Langwiesen. 

GVM Reichör stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge aus den angeführten Gründen der Änderung des Flächenwidmungsplanes betreffend die Umwidmung der gesamten Restfläche der Parz. 1614/1, KG. Engerwitzdorf im Ausmaß von 3.445 m² von Grünland zu Bauland-Betriebsbaugebiet zustimmen und die Einleitung des Genehmigungsverfahrens beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	28.
	Flächenwidmungsplan Nr. 5/2002, Änderung Nr. 104 (******); Baulandsicherungsvertrag; Beschlussfassung

	
	 


GVM Reichör berichtet, der Gemeinderat hat in der Sitzung am 17.06.2010 die Flächenwidmungsplanänderung Nr. 104 betreffend die Erweiterung des Dorfgebietes in Engerwitzdorf an der Weinbergstraße im Ausmaß von ca. 4000 m² beschlossen. Für die aufsichtsbehördliche Genehmigung wurde der Abschluss eines Baulandsicherungsvertrages hinsichtlich der zeitgemäßen Nutzung des Baulandes sowie einer finanziellen Beteiligung an den Kosten des geplanten Reinwasserkanales mit Rückhaltebecken verlangt. 

Mit diesem Vertrag soll sichergestellt werden, dass das Bauland innerhalb von 5 Jahren nach Rechtswirksamkeit des Baulandes bebaut wird. Ist dies nicht der Fall, ist der Grund der Gemeinde um 15 % unter dem ortsüblichen Grundpreis anzubieten bzw. muss der Grund um diesen reduzierten Preis verkauft werden.

Die Kostenbeteiligung am Reinwasserkanal beträgt 50 % max. € 108.000.- der Bruttokosten und wird mit einer Bankgarantie sichergestellt. 

Der Ausschuss hat den Vertrag vorberaten.

GVM Reichör stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge den vorliegenden Baulandsicherungsvertrag zwischen der Gemeinde und dem Grundeigentümer ****** zur Flächenwidmungsplanänderung Nr. 104 beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	29.
	******, 4209 Engerwitzdorf; Ansuchen um Erstellung eines Bebauungsplanes für die Liegenschaften Gallusweg 2 und 4; Grundsatzbeschlussfassung

	
	 


GVM Reichör berichtet, im Jahre 1975 wurden auf den Parzellen 177/10 und 177/14, KG. Niederkulm an der gemeinsamen Grundgrenze die Objekte Gallusweg 2 und Gallusweg 4 errichtet. Aufgrund der damals geltenden baurechtlichen Bestimmungen war dies zulässig. Nunmehr beabsichtigen die Antragsteller ihr Objekt um ein weiteres Geschoß für eine zusätzliche Wohnraumschaffung zu erhöhen. Aufgrund der Bestimmungen des § 6 Abs. 1 Z. 5 Oö. Bautechnikgesetz dürfen Vergrößerungen solcher Objekte der Höhe nach im seitlichen Mindestbauwich von 3,0 m ohne Bebauungsplan nicht höher als 9,0 m sein. Diese Höhe wird überschritten.

Der Ausschuss hat in der Sitzung am 16.11.2010 die Erstellung eines Bebauungsplanes für die Errichtung eines weiteren vollen Geschoßes abgelehnt. Aus diesem Grunde erfolgte eine Umplanung, entsprechend dieser ein neuer Bebauungsplan-Entwurf vorgelegt wurde. Dieser sieht eine Übermauerung der obersten Geschoßdecke talseitig bzw. nordseitig von max. 2,20 m ab Rohdeckenoberkante vor. Die Firsthöhe südseitig beträgt max. 9,40 m ab Bezugspunkt an der gemeinsamen Grundgrenze der beiden Bauplätze.

Je Bauplatz sind max. 2 Wohneinheiten zulässig und 2 Stellplätze am Bauplatz vorgeschrieben. Die Dachneigung beträgt bei Walm-oder Satteldächern mind. 18 und max. 35 Grad, bei Pultdächern max. 7 Grad.

Der Ausschuss hat den Bebauungsplan-Entwurf eingehend vorberaten.

GVM Reichör stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge der Erstellung des Bebauungsplanes Nr. 93 mit der Bezeichnung „******“ für den Bereich der Liegenschaften Gallusweg 2 und 4 in der vom Ausschuss vorberatenen Form zustimmen und die Einleitung des Genehmigungsverfahrens beschließen.
Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	30.
	Bebauungsplan Nr. 38 "******" - Aufhebung; Beschlussfassung

	
	 


GVM Reichör teilt mit, dieser Bebauungsplan umfasst die sogenannten „Lehermairgründe“ oberhalb des Kropfberges an der Alten Linzer Straße. Die Hauptbebauung ist bis auf einen Bauplatz abgeschlossen. Die textlichen und planlichen Festlegungen des seit 1984 rechtswirksamen Planes entsprechen nicht mehr den heutigen Bebauungsanforderungen. Der Gemeinderat hat in der Sitzung am 16.12.2010 den Grundsatzbeschluss für die ersatzlose Aufhebung des Planes gefasst.

Die Abt. Raumordnung hat mitgeteilt, dass durch die vorgesehene Aufhebung des Bebauungsplanes überörtliche Interessen im besonderen Maße nicht berührt werden. Sonstige Stellungnahmen sind nicht eingelangt.

Der Ausschuss hat die Angelegenheit vorberaten.

GVM Reichör stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge aus den angeführten Gründen unter Hinweis auf den begründeten Grundsatzbeschluss vom 16.12.2010 die ersatzlose Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 38 „******“ beschließen.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

GVM Schöffl ist während der Abstimmung nicht im Saal.

	31.
	******, 4209 Engerwitzdorf; Ansuchen um Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 "Schweinbach" betreffend die straßenseitige Baufluchtlinie im Bereich der Flußgasse; Grundsatzbeschlussfassung

	
	 


GVM Reichör führt aus, der Antragsteller beabsichtigt nördlich seines Elternhauses ****** einen eigenen Bauplatz zu schaffen und darauf ein Wohnhaus zu errichten. Im Bebauungsplan aus dem Jahre 1986 ist die Gebäudehöhe mit max. 2 Vollgeschoßen und einer Übermauerung von 0,50 m festgelegt. Hinsichtlich der Dachform sind Walm- oder Satteldächer mit einer Dachneigung von mind. 24 und max. 40 Grad vorgeschrieben. Die straßenseitige Baufluchtlinie legt 6,0 m Abstand zur Siedlungsstraße Flußgasse fest.

Der Antragsteller ersucht um Änderung des Bebauungsplanes für die Schaffung eines Bauplatzes nördlich des Objektes ******, Reduzierung des straßenseitigen Abstandes von 6,0 m auf 3,0 m und die Errichtung eines Pultdaches.

Der Ausschuss hat den Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GVM Reichör stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge der Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 „Schweinbach“ im Bereich der Liegenschaft Flußgasse 15 dahingehend zustimmen, dass für die Schaffung eines neuen Bauplatzes die straßenseitige Baufluchtlinie von 6,0 m auf 3,0 m reduziert und die Gebäudehöhe mit jener des östlichen Nachbarobjektes Flußgasse 13 begrenzt wird. Einem Pultdach wird nicht zugestimmt.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	32.
	Organisation einer Sommerbetreuung während der Ferienzeiten; Beschlussfassung

	
	 


GRM DI Grabinger berichtet, mit diesem Tagesordnungspunkt hat sich der zuständige Ausschuss am 10.02.2011 befasst.

Im Vorjahr wurde erstmals in den Sommerferien eine Betreuung für Kinder im Alter von 6 – 10 Jahren durchgeführt, der finanzielle Abgang betrug rund 945 € (pro Kind 59 €).

Anfang Februar 2011 wurde in einem Workshop betreffend Gemeindekooperationen mit den Gemeinden Gallneukirchen, Katsdorf, Altenberg und Alberndorf besprochen, dass die Organisation der Sommerbetreuung heuer erstmals in Kooperation mit allen Gemeinden organisiert werden soll. 

Die Befragung in Engerwitzdorf ergab folgendes. Von 332 ausgegebenen Fragebögen wurden 253 zurückgegeben (Rücklauf 2011 = 65,72 %, 2010 = 63,63 %). Gewünscht wird u.a. auch die Möglichkeit einer tageweisen Betreuung. 

Bedarf gemäß Befragung Engerwitzdorf (inkl. tageweise Betreuung)

	
	2011
	2010

	KW 30:
	8
	5

	KW 31:
	3-4
	3

	KW 32:
	4-5
	3

	KW 33:
	4-6
	9

	KW 35:
	10-11
	8


Bedarf gemäß Befragung Regionsgemeinden

	
	2011
	GESAMT ca.

	KW 30:
	4-8
	12-16

	KW 31:
	4-6
	7-10

	KW 32:
	3-4
	7-9

	KW 33:
	4
	8

	KW 35:
	5-6
	15-17


Eine Landesförderung wird im Rahmen der Aktion „Spielesommer“ gewährt, den verbleibenden Abgang werden die betreffenden Gemeinden abdecken.

GRM DI Grabinger stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge beschließen, für Kinder im Alter von 6-10 Jahren eine Sommerbetreuung in Kooperation mit den Regionsgemeinden zu organisieren.

Abstimmungsergebnis: einstimmige Annahme

	33.
	Erhöhung des Kostenersatzes für Essen auf Rädern ; Beschlussfassung

	
	 


GRM DI Dr. Wöckinger führt aus, die Gemeinde organisiert seit 01.01.2003 Essen auf Rädern und verrechnet seit 01.05.2007 pro Portion € 6,00 inkl. MWSt.

Der Sozialhilfeverband Urfahr-Umgebung hat mit Schreiben vom 13.12.2010 die Erhöhung des Kostenbeitrages pro Portion von bisher € 5,45 inkl. MWSt. ab 01.01.2011 auf € 6,00 inkl. MWSt. bekannt gegeben. Die Erhöhung des Kostenbeitrages von € 5,10 auf € 5,34 exkl. MWSt. ab 01.01.2009 wurde nicht an die Essensbezieher weitergegeben.

Die Gebührenkalkulation zeigt, dass bei einem unveränderten Preis von € 6,00 inkl. MWSt. je Portion ein Abgang in der Höhe von € 6.706,66 pro Jahr entstehen würde. Der Deckungsgrad würde 73,48 % betragen. Erst ein Preis von € 8,17 inkl. MWSt. würde kostendeckend sein.

Der Ausschuss hat diesen Tagesordnungspunkt eingehend vorberaten.

GRM DI Dr. Wöckinger stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge beschließen, den Preis für Essen auf Rädern ab 01.04.2011 auf € 6,20 inkl. MWSt pro Portion zu erhöhen.

Für GVM Moser-Luger ist der Kostendeckungsgrad relativ hoch. Er sieht keinen Bedarf für eine Erhöhung.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung:

ÖVP-Fraktion, Grüne-Fraktion, FPÖ-Fraktion

Gegenstimme:

SPÖ-Fraktion

Der Antrag ist mehrheitlich angenommen.

	34.
	Ansuchen der Familienakademie Mühlviertel betreffend das Eltern-Kind-Zentrum "Wirbelwind"; Beschlussfassung

	
	 


GRM DI Dr. Wöckinger berichtet, die Familienakademie Mühlviertel ersuchte mit Schreiben vom 06.12.2010 um eine finanzielle Unterstützung des Eltern-Kind-Zentrums „Wirbelwind“ in Höhe von € 14.000,00 pro Jahr, damit eine Weiterführung gewährleistet werden kann. 

Der Ausschuss hat den Tagesordnungspunkt vorberaten.

GRM DI Dr. Wöckinger stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge beschließen, der Familienakademie Mühlviertel anstatt von bisher € 4.000,00 ab dem Jahr 2011 eine jährliche Förderung von € 5.000,00 zu gewähren.

GRM Seyer-Neulinger schildert die derzeitige Situation des Eltern-Kind-Zentrums „Wirbelwind“. 

Der Bürgermeister antwortet, eine Adaptierung des Askö-Tennisheimes wäre viel zu teuer, die Interessen des Askö haben Priorität. 

GVM Moser-Luger stellt den 

Zusatzantrag,

die Gemeinde Engerwitzdorf möge die für das Jahr 2011 nicht abgedeckten Mietkosten in Höhe von € 8.500 übernehmen. 

Abstimmungsergebnis über den Antrag:

Zustimmung:

ÖVP-Fraktion, FPÖ-Fraktion

Gegenstimme:

SPÖ-Fraktion

Stimmenthaltung:

Grüne-Fraktion

Der Antrag ist mehrheitlich angenommen.

Abstimmungsergebnis über den Zusatzantrag:

Zustimmung:

SPÖ-Fraktion, Grüne-Fraktion

Gegenstimme:

ÖVP-Fraktion, FPÖ-Fraktion

Der Zusatzantrag ist mehrheitlich abgelehnt.

	35.
	Ansuchen des oö. Familienbundes um Unterstützung für 2011; Beschlussfassung

	
	 


GRM DI Dr. Wöckinger informiert, der OÖ. Familienbund hat mit Schreiben vom 30.09.2010 um eine finanzielle Unterstützung von insgesamt € 7.000 für das Jahr 2011 angesucht. Beide Eltern-Kind-Zentren wurden bisher mit € 4.000,00 gefördert. Der OÖ. Familienbund erhält für eine gesetzlich geführte Kindergartengruppe eine zusätzliche Förderung von € 1.800,00. 

Aus dem Kindergartenbetrieb mit den erforderlichen Personal-, Miet- und Betriebskosten ergibt sich großteils auch der hohe Abgang.

Dieser Abgang kann trotz sparsamer Führung nicht durch die Förderung des Landes OÖ. und durch Elternbeiträge gedeckt werden.

Im neuen Kinderbetreuungsgesetz ist die Zahlung von Gastbeiträgen geregelt. Entsprechend dieser Regelung soll für jedes Engerwitzdorfer Kind, welches den Kindergarten im Familienbundzentrum Engerwitzdorf besucht, ab 2011 ein anteiliger Betrag als Abgangsdeckung übernommen werden. Der dadurch eingesparte Betrag wird für die zusätzliche Förderung der beiden Eltern-Kind-Zentren verwendet.

Der Ausschuss hat den Tagesordnungspunkt vorberaten.

GRM DI Dr. Wöckinger stellt den

Antrag,

der Gemeinderat möge beschließen, dem OÖ. Familienbund für das Familienbundzentrum Engerwitzdorf, Kinder am Bauernhof in Wolfing ab dem Jahr 2011 eine jährliche Subvention von € 5.000,00 zu gewähren. 

Abstimmungsergebnis: 

Zustimmung:

ÖVP-Fraktion, SPÖ-Fraktion, FPÖ-Fraktion

Stimmenthaltung:

Grüne-Fraktion

Der Antrag ist mehrheitlich angenommen.

	36.
	Bericht des Bürgermeisters

	
	 


a) Bürgermeister Schimböck verliest das Antwortschreiben BMVIT vom 12.01.2011 zur Resolution betreffend die ÖBB-Verbindung Linz – Graz. Demnach besteht kein Grundangebot bzw. war die Wirtschaftlichkeit nicht gegeben. 

b) Der Bürgermeister ladet zum Vortrag „Wie ernähre ich mich gesund“ am 05.04.2011 imSchöffl ein. Veranstalter ist die Naturbackstube Honeder und die Gesunde Gemeinde Engerwitzdorf. 

c) Der Bürgermeister berichtet über den stattgefundenen Workshop der Gemeinden der Region Gusental zum Thema Kooperationsmöglichkeiten.

d) Der Bürgermeister gratuliert zu den Geburtstagen von GREM Scheba, GREM Kainmüller, GREM Galischko, GRM Jungwirth, GRM Wögerbauer, GRM Nimmervoll, GVM Moser-Luger, GRM Wachs, GRM Lehner G., GRM Ing. Buchbauer, GRM Link und GRM Hoffelner. GRM Schörgendorfer bekommt zu seinem 70-er eine Kerze überreicht.

Weiters gratuliert Vizebgm. Dr. Schalk Herrn Bürgermeister zu seinem 60-er und überreicht ihm eine Kerze.

	37.
	Allfälliges

	
	 


a) GVM Moser-Luger erkundigt sich, wann die nächste Bereisung stattfindet.

b) GRM Seyer-Neulinger kritisiert, der Schulweg in Mittertreffling sei noch immer nicht abgesichert (Verkehrszeichen, Bodenmarkierung). 

Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung:

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 16.12.2010 wurde folgende Einwendung erhoben:
GVM Moser-Luger beantragt, die Verhandlungsschrift über die Sitzung vom 16.12.2010 folgendermaßen zu ergänzen:

Der von der SPÖ-GR.Fraktion zu Beginn der Sitzung eingebrachte Dringlichkeitsantrag „Errichtung eines Schutzweges zur Sicherung des Kreuzungsbereiches Bürgerstraße-Gusenbachstraße zwischen Kindergarten und Volksschule in Schweinbach“ wurde wieder zurückgezogen, da dieses Vorhaben bereits in Ausarbeitung sei.

Abstimmungsergebnis: 

Zustimmung: 
ÖVP-Fraktion ohne GRM Mag. Schweighofer, SPÖ-Fraktion,




Grüne-Fraktion, FPÖ-Fraktion

Stimmenthaltung:
GRM Mag. Schweighofer (ÖVP)

Der Einwand ist damit mehrheitlich angenommen.

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:30 Uhr.

Johann Schimböck eh.



       Johann Gschwandtner eh.
..................................................
...............................................

Vorsitzender
Schriftführer
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom 12.05.2011 keine Einwendungen erhoben wurden / über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde.

Engerwitzdorf, 12.05.2011
Johann Schimböck eh.
...................................................

Vorsitzender
Hermann Mairhofer eh.
…………………………..……


……………………………..…

Mitglied ÖVP-Fraktion



Mitglied SPÖ-Fraktion
Wolfgang Pühringer eh.



DI Christian Wagner eh.
……………………………..



……………………………….

Mitglied FPÖ-Fraktion



Mitglied Grüne-Fraktion 

1

_1363167736.xls
Tabelle1

		Rhg.		Firma		Angebotssumme inkl. Ust.

		1		West Asphalt StraßenbaugesmbH. aus Wels		205,673.11

		2		Teerag Asdag AG, aus Linz		220,738.18

		3		Granit GesmbH, aus Liezen		224,685.23

		4		Strabag AG, aus Linz		226,861.48

		5		Alpine Bau GmbH, aus Linz		227,926.38

		6		Held & Franke BaugesmbH, aus Linz		232,884.53

		7		Swietelsky BaugembH, aus Linz		235,697.52

		8		Leyrer und Graf GmbH, aus Linz		236,063.18

		9		Zamponi und Stallinger, Linz		236,876.04

		10		Malaschofsky GmbH, aus		nicht angegeben

		11		Mandlbauer Bau GmbH, aus		nicht angegeben

		12		Hasenöhrl Bau GmbH, aus		nicht angegeben

		13		Gebr. Haider Bauunternehmen, aus		nicht angegeben






